
OeRK:
Pilgerweg der Gerechtigkeit 
und des Friedens – und der
Schöpfungsbewahrung

Vorschläge für die Ausgestaltung des „Pilger-

wegs der Gerechtigkeit und des Friedens“

kommen von ökumenischen Initiativen, wie

der Oekumenischen Versammlung 2014 in

Mainz, sind aber auch vom OeRK-Zentral-

ausschuss zu erwarten. Einen solchen Pilger-

weg hat die Vollversammlung des OeRK in

Busan beschlossen. 

Zahlreiche Stimmen plädieren dafür, die

Themenformulierung offiziell um den Be-

griff „Bewahrung der Schöpfung“ zu erwei-

tern. Sie begründen dies mit den Herausfor-

derungen der systemischen Bedrohung von

Lebensgrundlagen wie fruchtbares Land,

Wasser, Luft und der Artenvielfalt – nicht

nur als Folge des Klimawandels. Die ökume-

nische Bewegung arbeitet mit der Trias des

Konziliaren Prozesses seit Jahrzehnten er-

tragreich. Bei Lernprozessen sind längere Zeit-

räume nötig. Angesichts der selbstzerstöreri-

schen Wirtschafts- und Konsumweise liegt es

nahe, als biblisches Leitbild für den Pil-

gerweg den Auszug aus Ägypten zu wählen.

Reformierte Weltgemeinschaft:
Für Gerechtigkeit einstehen

Zum neuen Generalsekretär der Weltgemein-

schaft Reformierter Kirchen (WGRK) wurde

Pastor Chris Ferguson gewählt. Die WGRK,

eine ökumenische Organisation mit Sitz in

Hannover, vertritt reformierte, unierte, kon-

gregationalistische und presbyterianische

sowie Waldenserkirchen, von denen die

Mehrheit im globalen Süden zu finden ist.

Sie legt in ihrer Arbeit besondere Schwer-

punkte auf die Themen Umweltgerechtig-

keit, soziale Gerechtigkeit und wirtschaftli-

che Gerechtigkeit. Ihre nächste General-

versammlung wird die WGRK 2017 in Erfurt

abhalten.

Ferguson, der zuvor Vertreter der Refor-

mierten bei den Vereinten Nationen in New

York war, ist Theologe und Pastor der

Vereinigten Kirche von Kanada. Einige Jahre

hat er im Nahen Osten gearbeitet.
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Der vom Oekumenischen Rat der Kirchen angestoßene weltweite Pilgerweg der Gerechtig-
keit und des Friedens hat durch die Oekumenische Versammlung in Mainz an inhaltlicher
Füllung gewonnen. Die Teilnehmenden haben das Motto um die „Bewahrung der
Schöpfung“ erweitert. Als biblisches Leitbild soll der Auszug aus Ägypten dienen. Aus dem
Zentralausschuss des OeRK kommen weitere Anregungen.

P
h
o
to

: 
©

 e
p
d
-b

il
d
/

M
el

an
ie

 B
au

er

AUS DEM INHALT

Atomwaffen:
Gegen die Krankheit aufstehen

Waffenhandel:
OeRK sieht weiter Handlungsbedarf

Kirchengemeinschaft:
Gegenseitige Anerkennung der Taufe

Oekumenischer Patriarch und Papst:
Gemeinsames Gebet

Oekumenischer und interreligiöser
Dialog:
Neue Initiativen

Ägypten:
OeRK und ILO für menschen-
würdige Arbeit

Indien:
Kirchen kümmern sich um
Menschenrechtsverletzungen

Jemen:
Opfer von Drohnenangriffen 
organisieren sich
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Oekumenische Versammlung 2014
„Mainzer Botschaft“: 
„Die Zukunft, die wir meinen –
Leben statt Zerstörung

Aus Netzen und Bewegungen

Bayern:
Wie geht Wirtschaften im Dienst
des Lebens?

Berlin:
Vorschlag für Oekumenische
Versammlung 2016

Rhein-Mosel-Saar:
„Militär auf dem Vormarsch“–
Aktionsmonat 

Kairos Europa: 
Die Große Transformation – 
Nächste Schritte

Internationaler Versöhnungsbund:
Hundert Jahre – nicht lang genug



„Die Weltgemeinschaft steht an der

Schwelle einer neuen Zeit der Erneuerung

und Veränderung. Es ist spannend und be-

wegend, Teil dieses neuen Engagements für

Gemeinschaft und Gerechtigkeit sein zu kön-

nen“, sagte Ferguson. Er wird seine neue Po-

sition am 1. August 2014 antreten und dann

für einen Monat gemeinsam mit dem derzei-

tigen WGRK-Generalsekretär, Pastor Dr. Se-

tri Nyomi aus Ghana, die Geschäfte führen.

Weltwirtschaft:
Keine Erholung ohne
Machteinschränkung für globale
Großunternehmen

Schwindendes Vertrauen der abhängig Be-

schäftigten in die nationalen Regierungen,

die immer stärker die Interessen großer glo-

baler Unternehmen befördern würden, zeigt

eine neue weltweit durchgeführte Umfrage

im Auftrag des Dachverbandes der Gewerk-

schaften, des Internationalen Gewerkschafts-

bundes. Die International Trade Union

Confederation – ITUC – mit Sitz in Brüssel

vertritt nach eigenen Angaben 176 Millionen

lohnabhängig Beschäftigte. Zu Beginn des 3.

Weltkongresses des IBG/ITUC Mitte Mai in

Berlin wurde die Untersuchung vorgestellt,

die auf Befragungen von Menschen in 14

Ländern basiert. Die Ergebniszahlen lassen

aufmerken:

�Über 80% geben dabei an, dass ihr Ein-
kommen in den letzten beiden Jahren
unter die Inflationsrate gefallen sei oder
stagniere. 

�Mehr als 40% befürchten, dass ihr Arbeits-
platz in den nächsten beiden Jahren nicht
so sicher sein wird wie bisher. 

� Fast jeder zweite Befragte (49%) ist davon
überzeugt, dass die nächste Generation es
schwer haben wird, überhaupt einen ange-
messenen Arbeitsplatz zu finden.

� 41% waren in den letzten beiden Jahren
schon einmal ohne Job, mussten den
Arbeitsumfang reduzieren oder hatten ein
Familienmitglied mit diesem Schicksal.

� Für mehr als zwei Drittel der Menschen
(68%) versagen die eigenen Regierungen
in der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit.

� Fast vier von fünf Befragten (78%) glau-
ben, dass das bestehende Wirtschaftssystem
die Wohlhabenden begünstigt.

� 6% beurteilen ihre gegenwärtige wirtschaft-
liche Situation als schlecht und

� 62% sind überzeugt davon, dass die Re-
gierungen mehr tun sollten, um die Macht
der Großunternehmen zu bändigen. 

„Die Weltwirtschaft braucht abgestimmte

Maßnahmen zur Anhebung des Lebens-

standards überall auf der Welt. Sieben Jahre

nach dem Beginn der Wirtschaftskrise hat

die globale Wirtschaft strukturelle Schäden

erlitten. Mehr als 200 Millionen Menschen

weltweit sind arbeitslos, und viele mehr ver-

suchen, sich mit niedrigen Löhnen über

Wasser zu halten. Die Unternehmen haben

die Regierungen fest im Griff, und die

Waffenhandel:
OeRK sieht weiter
Handlungsbedarf
Die Ratifikation des vor einem Jahr von der

Vollversammlung der Vereinten Nationen be-

schlossenen Vertrags über den Internatio-

nalen Waffenhandel schreitet voran. Am 

2. April 2014 waren die VertreterInnen von

18 Staaten bei den Vereinten Nationen in

NewYork zusammengekommen, um dort die

entsprechenden Urkunden zu hinterlegen.

Im Mai 2014 haben 118 Regierungen die

Konvention bereits unterzeichnet, davon 32

auch ratifiziert, darunter auch Deutschland.

Damit sind zwei Drittel der für die endgülti-

ge völkerrechtliche Geltungskraft der Kon-

vention erforderlichen Ratifizierungen nach

einem Jahr erreicht. Zu den neu hinzuge-

kommenen Staaten zählen neben Deutsch-

land auch vier weitere der zehn größten Waf-

fenexporteure der Welt (Frankreich, Groß-

britannien, Spanien, Italien). Der Weltkir-

chenrat begrüßte die Ratifizierungen aus-

drücklich, forderte aber zugleich weiteres

Handeln. Menschen in den verschiedensten

Regionen der Welt seien dringend darauf

angewiesen, dass der Waffenhandel unter

Kontrolle gebracht wird, so Generalsekretär

Tveit. Die weltweit größten Exporteure, die

USA und China haben die Konvention noch

nicht ratifiziert. Von den Staaten, die den

Vertrag grundsätzlich begrüßt hätten, haben

43 nach Angaben von Amnesty International

nach der Unterzeichnung noch nichts unter-

nommen. Zu dieser Staatengruppe gehören

insbesondere solche, die von gewaltsamen

Konflikten heimgesucht werden. Kenia zum

Beispiel, ein Land, das vehement für die

Konvention eingetreten war, hat den Vertrag

bislang weder unterschrieben, noch ratifi-

ziert. Amnesty fürchtet darüber hinaus, dass

gerade einige europäische Staaten, die den

Vertrag unterschrieben und ratifiziert haben,

dennoch glauben könnten, dass die

Geschäfte wie bislang weitergingen. So habe

zum Beispiel die Tschechische Republik

noch im Dezember 2013 zehntausende von

Gewehren nach Ägypten geliefert, als die

dortigen Sicherheitskräfte nach dem Sturz

von Präsident Mohamed Mursi hunderte von

protestierenden Demonstranten getötet hat-

ten.

Kirchengemeinschaft:
Gegenseitige Anerkennung der
Taufe
Eine Erklärung über die gegenseitige An-

erkennung der Taufe unterzeichneten im

Ergebnis fortschreitender ökumenischer

Bemühungen die Römisch-katholische, die

Reformierte Kirche, die Methodisten, Alt-

katholiken, Anglikaner und Lutheraner. Die

Zeremonie bildete den Abschluss eines vom

Schweizerischen Kirchenrat moderierten

ökumenischen Austauschs und fand in dem

Dorf Riva San Vitale am Luganer See im

Schweizer Kanton Tessin statt. Das dortige

Menschen haben das Nachsehen“, so Sharan

Burrow, die Generalsekretärin des Inter-

nationalen Gewerkschaftsbundes. „Die zu-

nehmende Angst um die nächste Generation

sollte ein Warnsignal für die Regierungen

sein. Die Menschen wollen sehen, dass ihre

Regierungen mehr tun, um die Kluft zwi-

schen Reich und Arm zu verringern und für

faire Löhne sowie eine größere Sicherheit der

Arbeitsplätze zu sorgen. Wir erwarten Besse-

res von unseren Regierungen, und wir wer-

den denjenigen Großkonzernen entgegentre-

ten, die bei der Verfolgung ihrer eigenen

Interessen zu immer größerer Ungleichheit

beitragen“, so Sharan Burrow.

Die Ergebnisse der im Januar 2014 in Aus-

tralien, Belgien, Brasilien, China, Deutsch-

land, Frankreich, Kanada, Indien, Italien,

Japan, Russland, Südafrika, dem Vereinigten

Königreich und den USA durchgeführten

Umfrage spiegeln die Ansichten von mehr als

3,7 Milliarden Menschen bzw. der Hälfte der

Weltbevölkerung wider. 

Der Link im Internet zur weltweiten Umfrage des IGB:

http://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/ituc_global_poll_

2014_de_web.pdf

Atomwaffen:
Gegen die Krankheit aufstehen

Mit dem Bild eines Patienten, der beim jähr-

lichen Gesundheits-Check mit dem Arzt

über die Diagnose streitet und eine Behand-

lung ablehnt, beschreibt OeRK-Mitarbeiter

Jonathan Frerichs die Haltung der fünf von

fast 200 Staaten, die sich Ende April im

Hauptquartier der Vereinten Nationen in

New York trafen und darauf bestanden, wei-

ter an einer ‚Krankheit‘ leiden zu wollen, die

von der internationalen Gemeinschaft längst

als katastrophal diagnostiziert worden ist:

Atomwaffen. Eine ökumenische Delegation

warb bei dieser Gelegenheit für eine starke

Arznei und verwies auf eine weltweite

Kampagne, die der Weltkirchenrat auf allen

fünf Kontinenten im Vorfeld dieses Treffens

der Vertragsstaaten des Nichtverbreitungs-

vertrages (NPT) durchgeführt hatte, ebenso

auf die Ergebnisse der OeRK-Vollversamm-

lung in Busan zu dieser Frage. Es fiel den

Atommächten USA, Russland, Großbritan-

nien, Frankreich und China und ihren Ver-

bündeten sichtlich schwer, zu belegen, dass

die Ursache der atomaren Malaise nicht bei

ihnen liege. Das Problem liege vielmehr bei

den Staaten, die noch in den Besitz solcher

Waffen gelangen könnten. Das entspricht

etwa der Argumentation eines von einer in-

fektiösen Krankheit Befallenen, der eine

Behandlung ablehnt und stattdessen darauf

besteht, dass alle anderen unter Quarantäne

gestellt werden müssten. Während der

Konferenz kündigten die Marshall-Inseln an,

alle neun Atomwaffen-Staaten (USA, Russ-

land, China, Frankreich, Großbritannien,

Indien, Pakistan, Israel und Nordkorea) vor

dem Internationalen Strafgerichtshof wegen

Verstoßes gegen die Bestimmungen des

Nichtverbreitungsvertrags zu verklagen.
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Baptisterium stammt aus dem 5. Jahrhundert

und ist das älteste christliche Bauwerk der

Schweiz. In der Frage der Taufe gab es in der

Kirchengeschichte zahlreiche entzweiende

Auffassungen über Ritus, sakramentalen

Charakter, Taufworte, Gültigkeit der Kinder-

taufe und Wiedertaufe.

Anfang des Jahres hatten im Rahmen der

Gebetswoche für die Einheit der Christen

verschiedene portugiesische Kirchen eine

ähnliche Übereinkunft unterzeichnet, darun-

ter die anglikanische Kirche Portugals, die

Römisch-katholische, die orthodoxe Kirche

(Oekumenisches Patriarchat von Konstan-

tinopel) sowie Methodisten und Presbyte-

rianer.

Bereits im letzten Jahr unterzeichneten in

Austin (USA/Texas) die Hauptvertreter der

Kirchen der Reformation, darunter die US-

amerikanischen Presbyterianer und die

United Church of Christ (UCC) eine ent-

sprechende Übereinkunft mit der Römisch-

katholischen Kirche, in der sie die Gültigkeit

der jeweiligen Taufpraxis anerkennen.

Das Studiendokument des Weltkirchenrates zur Taufe

(„One Baptism“) findet sich im Internet auf der Haupt-

seite des Oekumenischen Rates 

www.oikoumene.org unter:

http://www.oikoumene.org/en/folder/documents-

pdf/One_Baptism_Corrected_for_reprint.pdf

Patriarch und Papst:
Gemeinsames Gebet

Im Erinnerung an die Begegnung von Patri-

arch Athenagoras von Konstantinopel und

Papst Paul VI. im Jahr 1964 in Jerusalem,

kamen am 26. Mai 2014 der Bischof von

Rom, Papst Franziskus und der ökumenische

Patriarch der Orthodoxen, Bartholomaios,

Erzbischof von Konstantinopel in der Auf-

erstehungskirche in Jerusalem zusammen. In

Anwesenheit weiterer Kirchenvertreter, so

des griechisch-orthodoxen Patriarchen von

Jerusalem, des armenischen Patriarchen von

Jerusalem, des anglikanischen Bischofs, der

evangelischen Bischofs und auch des Kustos

der Franziskaner, wurde gemeinsam das

Vaterunser gebetet. Das Ereignis war vor 50

Jahren noch nicht möglich gewesen und ver-

lieh dieser Begegnung eine historische

Dimension. Zugleich war damit auch der sta-

tus quo des Heiligen Ortes in einer Weise

verwandelt und gewandelt, schreibt OID-

Redakteur Rainer Zimmer-Winkel, der das

bestehende Reglement nicht aufhob und

doch verwandelt hat, „damit sie eins seien“. 

Menschenhandel:
Oekumenischer Fokus

Weltkirchenrat und Kirchenkonferenz in

Asien (Christian Conference of Asia) verur-

teilten auf einer Zusammenkunft in Sri

Lanka den Menschenhandel als schwerwie-

gende Verletzung der Menschenrechte mit

dramatischen Auswirkungen. Millionen von

Menschen werden durch ihn in ihren wirt-

schaftlichen und sozialen Bedingungen ver-

letzt. Migranten, oft Opfer von Menschen-

handel, würden zu „ersetzbarer Ware“, heißt

es in der Resolution vom April 2014, die den

fortwährenden Kampf des OeRK und seiner

Mitgliedskirchen gegen diese moderne Form

der Sklaverei und sexuellen Ausbeutung

unterstreicht. Marie Sol Vill vom Kirchenrat

der Philippinen sprach auf der Begegnung in

Sri Lanka über den Menschenhandel im

Kontext ihres Landes, das neben Indien,

China und Mexiko, zu den Ländern mit dem

größten Geldzufluss aus dem Ausland gehö-

re. „Ein zunehmende Zahl von Philippinos,

meist Frauen und Kinder, gehen auf Arbeits-

suche oder im Sexhandel in die Länder des

arabisches Golf, nach Malaysia, Hong Kong,

Japan, Südkorea, Taiwan, Südafrika, nach

Nordamerika und nach Europa. 

Das Mitglied des OeRK-Zentralkomitees,

Yilikal Shiferaw Messelu von der Äthiopisch-

orthodoxen Tewahedo-Kirche sprach über

den Menschenhandel auf der Sinaihalbinsel.

Hier sei besonders die Verstrickung von

Schmugglern unter den Beduinen in den

Organhandel ein Problem. Ein derartiges

Verbrechen mache diejenigen Menschen zu

Opfern, welche die enormen Summen nicht

aufbringen können, die für einen Transport

nach Israel hinein gefordert würden. 

Der vollständige Text des Kommuniqués

„Migration and Human Trafficking:

Modern Slavery?“ findet sich im Internet

unter: 

https://www.oikoumene.org/en/resources/

documents/wcc-commissions/international-affairs/

communique-on-human-trafficking.

Ägypten:
OeRK und ILO für menschen-
würdige Arbeit 
Um das bedrückende Thema der Jugend-

arbeitslosigkeit in Ägypten anzugehen, hat

der Oekumenische Rat der Kirchen (OeRK)

in Zusammenarbeit mit der Internationalen

Arbeitsorganisation (ILO) in Kairo einen

Dialog zum Thema „Die ägyptische Jugend

und ihr Recht auf menschenwürdige Arbeit“

veranstaltet, bei dem auch Grußworte des

Koptisch-orthodoxen Papstes Tawadros und

von Dr. Scheich Ahmad Mohammad Al-

Tayyeb, Großscheich von al-Azhar, verlesen

wurden.

An der Veranstaltung am 15. Mai 2014

nahmen Menschen christlichen wie muslimi-

schen Glaubens teil. Der Dialog beschäftigt

sich in erster Linie mit den Auswirkungen

der Jugendarbeitslosigkeit in Ägypten und

damit, wie OeRK und ILO ihre Partner in

Ägypten unterstützen können, sich für men-

schenwürdige Arbeit für junge Menschen

einzusetzen, zum Beispiel durch Initiativen

zur Schaffung von neuen Jobs, durch die

Gewährleistung von Rechten am Arbeitsplatz

und durch die Förderung von sozialem

Schutz und sozialem Dialog.

Laut jüngstem Bericht der ägyptischen

Zentralagentur für Mobilisation und Statistik

(CAPMAS) sind mehr als 70% der Arbeits-

losen Ägyptens junge Menschen. Die Ar-

beitslosenquote insgesamt lag Ende 2013 bei

mehr als 13%. In dem Bericht heißt es außer-

dem, dass 84% aller Arbeitslosen, einschließ-

lich der Jugend, einen Schul- oder Hoch-

schulabschluss besitzen.

Während des Dialogs in Kairo, bei dem

Bischof Johannes von der Koptischen Ortho-

doxen Kirche in Ägypten und Dr. Ali

Gooma, ehemaliger Großmufti Ägyptens,

den Vorsitz hatten, trugen Vertreter von

muslimischen wie christlichen Entwicklungs-

organisationen und Nichtregierungsorga-

nisationen sowie Journalisten und Wissen-

schaftler verschiedene Perspektiven zu die-

sem Thema vor.

Pierre Martinot-Lagarde, Beirat der ILO

für sozio-religiöse Angelegenheiten, sprach

über die Rolle von Glaubensgemeinschaften

in der Förderung von menschenwürdiger

Arbeit und sagte: „Die ILO und Glaubens-

gemeinschaften teilen die gleichen Werte und

das gleiche ethische Verständnis der Men-

schenwürde. Wenn wir gemeinsam an der

Umsetzung der Agenda für menschenwürdi-

ge Arbeit arbeiten, fördern wir auch den

Frieden, denn wir sind überzeugt, dass es

ohne soziale Gerechtigkeit keinen Frieden

geben wird“, erklärte Martino-Lagarde.

Dr. Nigussu Legesse, Leiter des OeRK-

Advocacy-Programms in Afrika, bekräftigte

diese Perspektive. Er betonte, dass die Förde-

rung des sozialen Dialogs eine wichtige Rolle

für die Steigerung der Produktivität, für die

Entwicklung und für den wirtschaftlichen

Fortschritt des Landes spielen könne und

betonte auch die Bedeutung der Tagung in

Kairo, insbesondere im Hinblick auf die

Fortsetzung des Engagements des OeRK für

menschenwürdige Arbeitsbedingungen und

für soziale Gerechtigkeit, die integraler Be-

standteil jener „Pilgerreise der Gerechtigkeit

und des Friedens“ sind, zu der die 10.

OeRK-Vollversammlung 2013 aufgerufen

hat.

Bischof Johannes brachte in seiner An-

sprache auf der Veranstaltung seine Dank-

barkeit für die interreligiöse Zusammenarbeit

bei seiner Reaktion auf die Themen zum

Ausdruck, die für die ägyptische Jugend und

menschenwürdige Arbeitsbedingungen von

Bedeutung sind. Er nahm Bezug auf Psalm

133,1: „Schau, wie gut, wie schön! Brüder

und Schwestern halten zusammen!“ – als er

sagte, es sei „in der Tat ein positiver Schritt,

wenn muslimische und christliche Gläubige

in Liebe und aufrichtiger Partnerschaft zu-

sammen hielten, um sich für die ägyptische

Jugend einzusetzen“.

Dr. Gooma bekräftigte diesen Standpunkt

und erklärte, dass „unser gemeinsames Ziel

[...] die menschliche Entwicklung [ist]“.

BLESS, das bischöfliche Amt für öffentli-

che, ökumenische und soziale Dienste und

die Entwicklungshilfeabteilung der Kopti-

schen Orthodoxen Kirche in Ägypten, sowie

Misr El Kheir, eine ägyptische Organisation

für menschliche Entwicklung, beide Partner-

organisationen des OeRK und der ILO, wol-
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len weitere Tagungen veranstalten, auf denen

sie sich mit den Themen der ägyptischen

Jugend und menschenwürdiger Arbeit befas-

sen. Im Anschluss an diese Tagungen sollen

Projekte entwickelt werden, durch die Be-

schäftigungsmöglichkeiten für junge Men-

schen in Ägypten geschaffen werden.

Europa:
Religionen im Angesicht gesell-
schaftlicher Veränderungen
Führungspersönlichkeiten aus Glaubensge-

meinschaften aus ganz Europa sind in Genf

zu ihrem jährlichen Treffen des „Europä-

ischen Rates der Religionsführer (ECRL)“

zusammengetroffen, um über die Rolle von

interreligiösem Dialog und Kooperation

beim Herangehen an die sozialen Spannun-

gen wie auch die potentiellen Entwicklungen

in der Gesellschaft zu beraten. Am 13. Mai

2014 widmete sich die Konferenz mit einem

Symposium der Frage von „Gesellschaften

im Übergang“. Unterstützt wurde das dies-

jährige Treffen von der OSZE, der

Organisation für Sicherheit und Zu-

sammenarbeit in Europa, und ausgerichtet

vom Weltkirchenrat. Die Grundsatzan-

sprache hielt Pfr. Dr. Olav Fykse Tveit, der

Generalsekretär des Weltkirchenrates.

Tveit sprach über eine Spiritualität des

„Pilgerns“, bei der sich Menschen guten

Willens um des Zieles von Gerechtigkeit und

Frieden willen zusammen tun. Er ging dabei

auf seine Erfahrungen ein, die er bei Be-

suchen im Iran und auch im Südsudan in

diesem Jahr gemacht hatte. Pilger und

Pilgerinnen und jene, denen sie auf ihrem

Weg begegnen, gingen, so Tveit, wechselsei-

tige Verpflichtungen ein: Die Verpflichtun-

gen zur Gastfreundschaft, die Bereitschaft,

Zeit und Ressourcen zu investieren, Respekt

zu zeigen, Vertrauen zu entwickeln, und die

Offenheit, einander zuzuhören.

Für religiöse Leitungspersonen, so Tveit,

beinhalte Pilgerschaft auch Begleitung. Bei-

spielhaft sprach Tveit über jene südsudanesi-

schen Kirchenoberen, die ins äthiopische

Addis Abeba gereist sind, um den Friedens-

prozess ihres Landes zu unterstützen und

sich mit gegnerischen Fraktionen zu treffen,

um einen Weg der Versöhnung zu suchen.

„Ein solches Zusammenwirken ist nicht

nur eine nützliche Geste“, fuhr Tveit fort,

„es ist vielmehr die Anerkennung der Tat-

sache, dass ein gemeinsamer Weg verbindet“.

Mit einem solchen Akt der Begleitung, über-

nehmen die religiösen Oberhäupter ihre

Rolle als Friedensstifter. „Wir sind dazu

gerufen, miteinander eine heilige Arbeit zu

tun – um der Gerechtigkeit und des Friedens

willen“, riet Tveit der ECRL-Jahreskonfe-

renz, „deshalb müssen wir in der Lage sein,

gemeinsam unterwegs zu sein.“

Der ECRL ist einer der Regionalräte des

Netzwerks Religions for Peace International,

einer multireligiösen Kooperation, die den

Einsatz für Frieden fördert.

Indien:
Kirchen kümmern sich um 
Menschenrechtsverletzungen
Eine Gruppe von AktivistInnen aus dem

indischen Manipur hat im März 2014 den

Oekumenischen Rat der Kirchen in Genf

aufgesucht und dort sowohl über die Ver-

letzung der Menschenrechte in ihrer Hei-

matregion berichtet als auch über die Lobby-

Bemühungen gegen den seit September

1958 in Indien geltenden Armed Forces

Special Powers Act (AFSPA), einer Art Aus-

nahmegesetzgebung, der den indischen Sich-

erheitskräften außerordentliche Befugnisse

einräumt und gegen den auf dem 25.Treffen

des VN-Menschenrechtsrats in Genf politi-

sche Lobbyarbeit gemacht werden soll. Der

AFSPA legitimiere außergerichtliche Morde

bei sog. Angriffen gegen den Staat, wie die

Gruppe mit Bezug auf den andauernden

Konflikt in Manipur berichtete. Indien hat

seit seiner Unabhängigkeit diese aus der Ko-

lonialzeit stammende Rechtssetzung über-

nommen.

Unter der Gruppe von AktivistInnen be-

fanden sich Nobo Urikhimbam, Lheikhochin

Haokip Mangvung Hechin und Sobita

Mangsatabam von der United NGOs Mis-

sion–Manipur (UNMM), die vom OeRK-

Programm Just and Inclusive Communities

in die Schweiz eingeladen worden waren.

Urikhimbam, Sekretär von UNMM, er-

klärte, dass seit 2004 mehr als 4000 Men-

schen von den indischen Sicherheitskräften

getötet, viele verhaftet und gefoltert worden

seien. Die Anzahl außergerichtlicher Tötun-

gen sei deshalb so hoch, weil in Manipur seit

langem politische Unruhen zur Tagesord-

nung zählen. Bis zum heutigen Tag sei die

indische Regierung nicht in der Lage, den

Konflikt zu lösen, fügte er hinzu.

Zudem betonte Urikhimbam die Bedeu-

tung der Vereinigten Nationen in der derzei-

tigen Situation. Er verwies besonders auf den

Bericht „A Memorandum on Extrajudicial,

Arbitrary Executions to Christof Heyns,

Special Rapporteur“, den eine Koalition von

Menschenrechtsorganisationen erstellt hat.

Sobita Mangsatabam betonte die Notlage

von Frauen in Manipur, die die größten

Opfer des Konfliktes bleiben. Oft werden sie

von den Sicherheitskräften missbraucht und

sexuelle Ausbeutung und Vergewaltigung

werden als Waffe im Krieg benutzt. Sie fügte

hinzu, dass es ernster Anstrengungen bedür-

fe, damit solche Verstöße gegen die Men-

schenrechte verfolgt und die Straftäter zur

Rechenschaft gezogen werden können. Der

andauernde Konflikt in Manipur, der auch

Thema auf 10. Vollversammlung des OeRK

im koreanischen Busan war, brauche mehr

Gehör bei den Kirchen, so die AktivistInnen.

Der Nationale Kirchenrat in Indien sei dabei

ein wichtiger Akteur und könne einen bedeu-

tenden Beitrag zur Erreichung von Frieden

in Manipur leisten.

Oekumenischer und 
interreligiöser Dialog:
Neue Initiativen
Zeugnis für das Evangelium abzulegen, ist in

der heutigen ökumenischen und inter-religi-

ösen Situation von großer Dringlichkeit.

Deshalb entwickelt der Weltkirchenrat Ar-

beitsmaterialien für Kirchen im ökumeni-

schem und im interreligiösen Dialog. 

Beim ökumenischen Dialog geht es um

Gespräche zwischen den verschiedenen

christlichen Kirchen, während der interreligi-

öse Dialog das Gespräch zwischen den ver-

schiedenen Weltreligionen zum Gegenstand

hat. Die Vereinbarung zur Herausgabe ent-

sprechender Materialien ist Ergebnis eines

Treffens der OeRK-Kommission Glaube und

Kirchenverfassung mit dem OeRK-Pro-

gramm Interreligiöser Dialog und Koope-

ration, das vom 12.–14. Mai im Oekume-

nischen Institut Bossey bei Genf stattfand.

Im Mittelpunkt des Treffens standen die

Beziehungen zwischen ökumenischem und

interreligiösem Dialog, ihre Gemeinsam-

keiten und ihre Unterscheidungsmerkmale.

Erörtert wurden verschiedene geographische

und strukturelle Kontexte, in denen sich

ökumenische und interreligiöse Beziehungen

entwickeln. Die Gespräche zeigten, dass sich

Gruppen oder Einzelpersonen sowohl in der

Verantwortung für ökumenische wie auch

für interreligiöse Belange engagieren und

kontextgerechte Hilfestellungen zu Zielen

und Methoden willkommen heißen würden.

Ansonsten kann es geschehen, dass Kom-

petenz in einem Bereich die Einsichten im

anderen entwerten.

Die TeilnehmerInnen aus Asien, Afrika,

dem Nahen Osten, Europa und Nordame-

rika setzten sich aus Verantwortlichen für

ökumenische und interreligiöse Beziehungen

der Mitgliedskirchen des OeRK sowie christ-

lichen AkademikerInnen und Wissenschaft-

lerInnen zusammen.

„Diese Zusammenkunft ist ein erster, zeit-

gemäßer Schritt in Richtung eines konstruk-

tiven Dialoges, der den globalen Dienst der

Kirchen am ökumenischen und am interreli-

giösen Dialog bereichern wird“, sagte Clare

Amos vom OeRK-Programm für Interreli-

giösen Dialog und Kooperation. „Beim

Weltkirchenrat gibt es eine lange Tradition

sowohl des ökumenischen, als auch des inter-

religiösen Dialoges, die einander viel zu ver-

danken haben“, sagte John Gibaut, der

Direktor der OeRK Kommission Glaube und

Kirchenverfassung. Die Kooperation der

OeRK Kommission Glaube und Kirchen-

verfassung mit dem Programm für den inter-

religiösen Dialog und Kooperation, ist Folge

einer neuen Arbeitsweise, die der Weltkir-

chenrat auf seiner 10. Versammlung in Süd-

korea im letzten Jahr beschlossen hat.
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Jemen:
Opfer von Drohnenangriffen
organisieren sich
Eine Gruppe von Menschen, die ihnen nahe

stehende Personen durch US-amerikanische

Drohnenangriffe in Jemen verloren haben,

gründeten am 3.April eine nationale Organi-

sation, die die betroffenen Gemeinschaften

unterstützen und die Effekte des Programms

für „zielgerichtete Tötungen“ auf das zivile

Leben aufzeigen soll.

Die „Nationale Organisation der Opfer

von Drohnen“ (National Organisation for

Drone Victims), die erste ihrer Art in Jemen,

wurde von Mohammad al-Qawli, einem Be-

rater des Bildungsministeriums, gegründet.

Al-Qawli verlor seinen Bruder Ali, einen

Grundschullehrer, im Januar 2013 bei einem

Drohnenangriff in Khawlan in der Nähe von

Sanaa. Die jemenitische Regierung bestätig-

te, dass Ali al-Qawli keine Verbindung zu

Militanten hatte.

Bei der Gründungsveranstaltung sagte al-

Qawli: „Heute gedenken wir der Zivilisten,

die durch US-amerikanische Drohnenan-

griffe getötet wurden und all der unschuldi-

gen Menschen, die jeden Tag von Drohnen

terrorisiert werden. Mein Bruder Ali war ein

Grundschullehrer – er war kein Terrorist. Er

widmete sein Leben der Bildung von

Kindern. Diese Veranstaltung ist eine Mög-

lichkeit, einfache Menschen zusammenzu-

bringen, um Schulter an Schulter zu stehen,

um ein friedvolles Zeichen an die US-ameri-

kanische wie auch an die jemenitische Re-

gierung zu senden. Wir hoffen, dass durch

unser Zusammenkommen die Welt aufhorcht

und die Stimme des jemenitischen Volkes

vernimmt.”

Familien der Opfer aus sieben verschiede-

nen Anschlägen in fünf Provinzen nahmen

an der Gründung teil. Viele brachten per-

sönliche Gegenstände der Getöteten mit.

Darunter fand sich das Stethoskop eines

Arztes, der während der Behandlung eines

weiteren Drohnenopfers getötet wurde. Die

Veranstaltung widmete sich auch einem

Anschlag, der im Dezember 2013 verübt

wurde und eine Hochzeitsfeier in Radaa traf.

Faisal bin Ali Jaber sprach über seinen

Schwager – einen Imam der gegen Al-Qaida

predigte – und seinen Neffen, die im August

2012 getötet wurden.

Im zeitlichen Umfeld der Veranstaltung

erklärte Jemens Präsident Abed Rabbo Man-

sur Hadi sein Bedauern gegenüber den un-

schuldigen Getöteten. Er befürwortete den-

noch zugleich den weiteren Einsatz von

Drohnen im Jemen. Kürzlich verabschiedete

die jemenitische Regierung eine Resolution

zur Kriminalisierung von Drohnenangriffen.

Im letzten Jahr war ein Anstieg von Droh-

nenangriffen zu beobachten, allein in den

ersten Monaten dieses Jahres gab es elf An-

schläge.

KatCraig, Mitarbeiterin der in London an-

sässigen Menschenrechtsorganisation Re-

prieve, sagte: „Es ist verabscheuungswürdig,

dass Präsident Hadi gewillt ist, seine eigenen

Leute durch das geheime und kontraproduk-

tive Programm des US-amerikanischen

Geheimdienstes sterben zu sehen. Dabei sind

die Beweise eindeutig: Drohnen töten un-

schuldige Zivilisten, terrorisieren die Bevöl-

kerung und werden von der Al-Qaida als An-

werbungsinstrument benutzt.“

In Pakistan hat ein Richter am Obersten

Gericht in Islamabad eine strafrechtliche Un-

tersuchung durch die Polizei angeordnet zur

CIA-Beteiligung an einem Drohnenangriff,

der am 31. Dezember 2009 drei Menschen

getötet hat. Geprüft werden soll, ob Jo-

nathan Banks, der ehemalige CIA-Chef in

Islamabad, und John Rizzo, ehemaliger

CIA-Mitarbeiter, wegen ihrer Beteiligung an

der Genehmigung des Angriffes an Silvester

1999 des Mordes schuldig sind und der

Kriegführung gegen Pakistan.

Südsudan:
Menschenrechtsverletzungen auf
beiden Seiten
In Südsudan haben sich seit dem Beginn der

offenen Feindseligkeiten zwischen Dinka und

Nuer Mitte Dezember 2013 beide Seiten an

Kriegsgräueln auch gegen die Zivilbevölke-

rung beteiligt, so ein Bericht der UN-Mis-

sion in South Sudan (UNMISS) vom 8. Mai

2014. Auf der Basis von über 900 Zeugen-

aussagen und Gesprächen mit Opfern der

Gewalt stellt der Bericht fest, dass es massive

Verletzungen des internationalen Rechts ge-

geben habe. In einem Interview mit dem

UNO-Radio bestätigt die Leiterin der

UNMISS, Hilde Johnson, diese Einschätz-

ung. Sie beschreibt einige der schlimmsten

Ausschreitungen als „eindeutig ethnisch mo-

tiviert“ und unterstrich die Notwendigkeit,

die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu

ziehen. Bislang, so heißt es in dem Bericht

weiter, habe der Südsudan keinen wirklichen

Versuch unternommen, einen solchen Pro-

zess der Haftbarmachung auf den Weg zu

bringen. Die fehlende Strafverfolgung und

die fortwährende Straflosigkeit heizten den

Zyklus der Gewalt immer wieder an.

UNO-Generalsekretär Ban Ki Moon hat

dazu einen Sondergerichtshof für den Süd-

sudan gefordert. Nur auf diese Weise könne

sichergestellt werden, dass die im Bürger-

krieg von beiden Seiten verübten Verbrechen

nicht straffrei blieben, erklärte Ban in New

York. Der Gerichtshof könnte entweder aus-

schließlich international oder mit südsudane-

sischen und internationalen Richtern besetzt

werden. Über die Einzelheiten müsse der

Sicherheitsrat entscheiden. Nach Ermitt-

lungen der UNO-Mission in Südsudan ver-

übten sowohl Soldaten der regulären Armee-

Einheiten als auch Kämpfer von Rebellen-

führer Riek Machar Verbrechen gegen die

Menschlichkeit, sagte Ban. Der Konflikt be-

gann Mitte Dezember 2013 als Machtkampf

zwischen Präsident Salva Kiir und seinem

ehemaligen Stellvertreter Machar, nahm aber

rasch eine brutale ethnische Dimension an. 

Oekumene-Gruppen:
Antworten auf OeRK-Aufruf 

Mehr als 500 VertreterInnen von ökumeni-

schen Gruppen aus Deutschland, Österreich

und der Schweiz,  die an einer Versammlung

in Mainz teilgenommen haben, bekräftigten

ihre Bereitschaft, auf dem „Pilgerweg der

Gerechtigkeit und des Friedens“ zu der die

Vollversammlung des OeRK in Busan aufge-

rufen hatte, weiter zu gehen. 

Die Oekumenische Versammlung fand

vom 30. April bis 4. Mai in Mainz unter dem

Thema „Die Zukunft, die wir meinen –

Leben statt Zerstörung“ statt. Sie wurde von

einem Netzwerk ökumenischer Gruppen

durchgeführt, die sich dem konziliaren Pro-

zess zu Gerechtigkeit, Frieden und Be-

wahrung der Schöpfung verpflichtet sehen

und die Kirchen zum Handeln ermutigen.

Bei den lebendigen Diskussionen über

politische, soziale, wirtschaftliche und ökolo-

gische Themen sowie den theologischen

Reflexionen konzentrierte sich die Mainzer

Versammlung auf Themen wie „Heimat

Erde“, ökumenische Spiritualität, Ökonomie

des Lebens, Klimagerechtigkeit und „gerech-

ter Frieden“.

An den Sitzungen der Versammlung nah-

men neben den offiziellen Teilnehmenden

auch örtliche BesucherInnen teil. Etwa 150

Workshops und Veranstaltungen wurden

angeboten und behandelten eine Vielzahl

von Themen, darunter auch Seminare über

die Spiritualität der Veränderung.

„Der Einsatz für gerechten Frieden, Kli-

magerechtigkeit und eine Wirtschaft im

Dienst des Lebens trifft in einer Welt wach-

sender Ungleichheit und des wirtschaftli-

chen, politischen und militärischen Kampfes

um Macht und Einfluss sicherlich auf ent-

schiedenen Widerstand,“ sagte der General-

sekretär des OeRK, Pfr. Dr. Olav Fykse Tveit,

in seinem Grußwort an die Versammlung.

„Um so wichtiger ist es, sich wechselseitig

Mut zu machen in Gebet und Gottesdienst,

voneinander zu lernen und gemeinsam zu

handeln“, betonte der OeRK-Generalsekre-

tär und fügte hinzu, dass das Thema der Ver-

sammlung von Mainz „die Richtung eines

Weges weist, auf dem jeden Tag neu die

Unterscheidung zu treffen ist zwischen dem,

was dem Leben dient, und dem, was es zer-

stört.“

Weiter sagte er: „Wir wissen, dass es auf

diese Unterscheidung ankommt, weil Klima-

wandel, Ungerechtigkeit und Gewalt tagtäg-

lich die Lebensgrundlagen für Millionen von

Menschen zerstören und so die Zukunft des

Lebens auf der Erde bedrohen.“

Im Schlussgottesdienst wurde die „Bot-

schaft“ von Mainz veröffentlicht, in der über

Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der

Schöpfung reflektiert wird. 
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Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in

Ergänzung zu eigenen Recherchen Agenturmeldungen von

OeRK, IPS, LWI, RWF, CEC, RNA und KIPA ausgewertet.



6 OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST Sommer 2014 D O K U M E N TAT I O N

DOKUMENTATION

Die Oekumenische Versammlung 2014 fand vom 30. April bis 4. Mai in Mainz unter
dem Motto „Die Zukunft, die wir meinen – Leben statt Zerstörung“ mit weit über fünf-
hundert Teilnehmenden statt. Mit fünf großen Podiumsdiskussionen, mehr als 150
Workshops und Sonderveranstaltungen, Gebeten und Gottesdiensten setzte sie den
gemeinsamen Weg von Christen, Initiativen und Kirchen für Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung fort („Konziliarer Prozess“). 

Die Zusammenkunft griff die Ergebnisse der

Zehnten Vollversammlung des Oekumeni-

schen Rates der Kirchen auf.

Die Teilnehmenden gaben Anstöße für

einen siebenjährigen Pilgerweg für Gerech-

tigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöp-

fung bis 2020 und trafen Verabredungen.

Dazu treten Selbstverpflichtungen.

Jeder Tag der Versammlung stand unter

einem eigenen Thema: „Heimat Erde“– Ge-

rechtigkeit, Frieden, Schöpfungsbewahrung

und ökumenische Spiritualität; „Gieriges

Geld“ – Solidarisches Wirtschaften als Alter-

native, „Klimawandel und Biosphärenkrise –

Chancen für eine Große Transformation“,

„Kein Blut für Rohstoffe – Gerechter Frie-

den statt militärischer Gewalt“ und „Umkehr

zum Leben –Die Zukunft, die wir meinen –

Leben statt Zerstörung“.

Als ReferentInnen wirkten u.a. mit Geiko

Müller-Fahrenholz, Konrad Raiser, Ulrich

Duchrow, Friedhelm Hengsbach, Chung

Meehyung, Niko Paech, Andreas Zumach;

bei Gottesdiensten Fernando Enns, Fritz

Baltruweit, bei Andachten sang Flois Knolle-

Hicks, im Schlussgottesdienst predigte

Bischöfin em. Bärbel Wartenberg-Potter. Sie

war auch an einem Workshop beteiligt. Zu

den zahlreichen bemerkenswerten Work-

shopleitenden zählten der Österreicher

Christian Felber zur „Gemeinwohlökono-

mie“, Niko Paech, Franz Segbers und Horst

Schmitthenner, ehemaliges Vorstandsmit-

glied der IG-Metall.

Performance von Corina Ratzel bei Eröffnung der Oekumenischen Versammlung vor der
Christuskirche in Mainz..

Die Versammlung war von Basisinitiativen

angestoßen. Sie fand Unterstützung aus den

großen Kirchen etwa durch finanzielle

Zuwendungen. Die ersten Vorbereitungs-

treffen wurden von der Arbeitsgemeinschaft

Christlicher Kirchen in Deutschland beher-

bergt. Grußworte steuerten u.a. bei Margot

Kässmann, Berlin, frühere Bischöfin von

Hannover und Ratsvorsitzende der EKD,

Bischöfin Rosemarie Wenner von der

Evangelisch-Methodistischen Kirche, Bischof

Josef Algermissen aus Fulda, dem Friedens-

beauftragten der EKD und Leitenden Geist-

lichen Bremens, Renke Brahms, dem Gene-

ralsekretär des Weltrates der Kirchen Pfr.

Olav Fykse Tveit. An einem religionsverbin-

den Friedensgebet nahm Bischof Damian teil

von der koptisch-orthodoxen Kirche. Der

brasilianische Bischof Erwin Kräutler, Träger

des alternativen Nobelpreises, meldete sich

aus der weltgrößten römisch-katholischen

Diözese in einem Interview anlässlich der

OeV 2014 zu Wort.

Kulturelle Beiträge stammten von der

Performance-Künstlerin Corina Ratzel, dem

Theater-Ensemble „Berliner Compagnie“,

der „Grupo Sal“ mit dem ehemaligen ecua-

dorianischen Minister Alberto Acosta, der als 

Teilnehmende an der Oekumenischen Ver-
sammlung

Singen mit Pastor und Liedermacher Fritz
Baltruweit.

Die Eröffnungsveranstaltung wurde von
Pfarrerin Anne Heitmann, Mitglied des
Zentralausschusses des OeRK, moderiert.

Geiko Müller-Fahrenholz (rechts) mit Referat
„Heimat Erde“ und Friedhelm Hengsbach.



D O K U M E N TAT I O N OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST Sommer 2014 7

Präsident der verfassunggebenden Versamm-

lung seines Landes dazu beitrug, dass die

Grundsätze des „Buen Vivir“ als Staatsziel in

die Verfassung aufgenommen wurden. Ein

großes Wandbild wurde in einem Workshop

gemeinschaftlich als „Mural Communitario“

mit Anne Stickel und Warner Benitez an der

Außenwand der Mainzer Elisabeth von

Thüringen Schule gemalt. Dazu kamen

Konzerte und Ausstellungen. Das Opfer des

Schlussgottesdienstes kommt den Angehö-

rigen der getöteten Näherinnen von Rana

Plaza/Bangla Desh zugute.

Die Oekumenische Versammlung in

Mainz wurde ehrenamtlich über mehrere

Jahre vorbereitet und zeitigte eine hervorra-

gende Zusammenarbeit etwa zwischen evan-

gelischen und katholischen Christen,

Pfarreien und Einrichtungen. 

Im Vorlauf fand eine Reihe von Themen-

veranstaltungen in Mainzer Kirchengemein-

den statt. Ein „Oekumenisches Forum“ mit

Ausrichtung auf den konziliaren Prozess und

die Agenda 21 wurde auf lokaler Ebene ins

Leben gerufen. Das soll fortgesetzt werden.

Von einer Anzahl Workshops und Podi-

umsdiskussionen wurden Videofilme erstellt.

Beim Verlassen der Christuskirche nach der Eröffnung der Oekumenischen Versammlung wer-
den Kerzen angezündet.

Etwa 80 können über einen Link auf der

Website www.oev2014.de aufgerufen wer-

den. Dort finden sich auch weitere Texte,

Informationen und Bilder.

Die Botschaft der Versammlung und wei-

tere Ergebnisse werden im Folgenden

wiedergegeben. Ein Ergebnisreader wird im

Internet als PDF zur Verfügung gestellt.

Mainzer Botschaft 
der Oekumenischen Versammlung 2014

„Die Zukunft, die wir meinen – Leben statt Zerstörung“

Der seit Jahrzehnten stattfindende ökumeni-

sche Prozess für „Gerechtigkeit, Frieden und

Bewahrung der Schöpfung“ findet einen

Ausdruck in einer Reihe Oekumenischer

Versammlungen. Durch den jüngsten Aufruf

der Vollversammlung des Oekumenischen

Rates der Kirchen (OeRK) in Busan 2013 zu

einem auf sieben Jahre angesetzten „Pilger-

weg der Gerechtigkeit und des Friedens“

ermutigt, fanden sich über 500 engagierte

Menschen aus Österreich, der Schweiz,

Deutschland und anderen Ländern (u.a.

Ukraine), darunter viele Expertinnen und

Experten, in Mainz vom 30. April bis 04.

Mai 2014 zusammen. In vielen Workshops,

Vorträgen, Open Space-Phasen und Diskus-

sionsforen beschäftigten wir uns mit den

aktuellen Problemen unserer kapitalistischen

Wirtschafts- und Lebensweise. Mit Papst

Franziskus sind wir der Meinung: „Diese

Wirtschaft tötet.“ Wir suchen eine „Ökono-

mie des Lebens“. 

Aspekte von Gerechtigkeit heute

Menschen sind noch immer den Zwängen

der Ungleichheit und des Hungers ausge-

setzt, obwohl genug für alle da ist.

Deshalb setzen wir uns ein:

� für eine weltweite solidarische Sicherung
der Grundbedürfnisse eines jeden Men-
schen

� für die Angleichung von Einkommen und
Vermögen

� für einen für die heutige und zukünftige
Generation gerechten Zugang zu den
Ressourcen

� für eine Geldschöpfung in öffentlicher
Hand nach demokratisch gefassten Regeln

Aspekte von Frieden heute

Menschen befinden sich in einer zerstöreri-

schen Spirale der Gewalt, wie sie mit sich

und anderen umgehen. 

Deshalb setzen wir uns ein:

� für einen sofortigen Stopp von Rüstungsex-
porten

� für einen Militärausstieg in Schritten
� für die Anerkennung von gewaltfreier

Kommunikation und ziviler Konfliktbear-
beitung als Lebensmaxime

Aspekte der Bewahrung der Schöpfung
heute

Die Menschen, die sich als „Krone der

Schöpfung“ verstanden haben,  sind zur

Krone der Erschöpfung der Welt geworden. 

Deshalb setzen wir uns ein:

� für die Abkehr vom Wachstumsdogma 
� für das Ende der Ausbeutung der Mitwelt

(Natur und Mensch)
� für Anerkennung der ökologischen Vielfalt

der Kulturen
Darum ist eine große, gemeinsame Trans-

formation not-wendig.
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Im Folgenden werden die Aspekte noch

weiter ausgeführt.

„Niemand kann zwei Herren dienen … 
Ihr könnt nicht beiden dienen, Gott und
dem Mammon.“ (Mt 6,24)

Wir, als ökumenisch-christliche Basisbewe-

gung, stehen vor einer solchen Entschei-

dungssituation, die Jesus hier vor 2000

Jahren zum Ausdruck gebracht hat. Die zeit-

gemäße Übersetzung des aramäischen Wor-

tes Mammon heißt „Kapital“. Der entschei-

dende Zeitpunkt (Kairos) für eine grundle-

gende Einsicht zu einem bewussten Handeln

ist gekommen. Das aktuelle Zivilisations-

modell steht sozial, ökologisch und ökono-

misch grundsätzlich in Frage. Frühe jüdische

Propheten, Vertreter anderer Weltreligionen

und Jesus von Nazareth traten öffentlich auf

– so auch wir, weil Gerechtigkeit, Frieden

und Ablassen von der Schöpfungszerstörung

Anliegen der Menschen-Gemeinschaft sind. 

Vision (via positiva)

Die Oekumene ist ein lebendiger Prozess  in

der Welt. Sie findet ihren Ausdruck in viel-

fältigen lokalen, regionalen und internationa-

len Gruppen. Trotz zunehmender Krisen der

letzten 30 Jahre und trotz des Mantras der

Alternativlosigkeit, das uns die regierungs-

amtliche Politik einreden will, arbeiten wir

weiter, ermutigt und gestärkt durch die Kraft

Gottes.

Die Vision vom Reich Gottes und die Le-

bensmaximen von Schalom, Buen Vivir,

Sangsaeng, Humanitas und Ubuntu geben

uns eine Vorstellung von dem, was wir uns

für die Welt wünschen.

Skandal (via negativa)

Häufig fehlt uns die Rückendeckung von

den offiziellen Kirchenleitungen. Auf inter-

nationaler Ebene wird von Versammlung zu

Versammlung die Kritik an der bestehenden

Situation vertieft und Alternativvorschläge

erarbeitet. Trotz allen Wissens spielen sie

aber im Alltag leider nur eine untergeordne-

te Rolle.

Der aktuellen gemeinsamen Sozialinitiative

des Rates der Evangelischen Kirche in

Deutschland und der Deutsche Bischofskon-

ferenz widersprechen wir deshalb in ihrer Ak-

zeptanz eines neoliberalen Sozialstaats mit

ökologischem Anstrich. Wir sagen: Unser

derzeitiges Wohlstandsmodell und unsere

Wirtschaftsordnung sind ethisch und ökolo-

gisch nicht akzeptabel.

Das ganze Leben wird von einer kapitalis-

tischen Anhäufungs- und Wachstumslogik

beherrscht, die zur „Staatsreligion“ gewor-

den ist. Diese beherrscht unseren Alltagsver-

stand. Zwar erkennen viele, dass wir Nutz-

nießer des Systems sind, aber wir lassen uns

immer noch benutzen dieses System bereit-

willig oder gedankenlos zu legitimieren.

Wir machen uns dabei eines Verbrechens

gegenüber einem Großteil der Menschheit

schuldig. Dieses Verbrechen hat viele Ge-

sichter: Ausbeutung und Missbrauch unserer

Mitwelt, soziale Gegensätze (wie z.B. einer-

seits Hungertote, andererseits Lebensmittel-

vernichtung), Ausgrenzungsmechanismen,

Abwehr schutzsuchender Flüchtlinge

(„Festung Europa“), Rüstungsproduktion

und bewaffnete Konflikte auch für wirt-

schaftliches Wachstum, die mit unserem

Steuergeld finanziert werden.

Herausforderung und Wandel 
(via transformativa)
Was können Kirchen tun?

Wie wichtig eine Bündelung der Alternativen

gerade auch im kirchlichen Bereich ist, haben

uns diese Tage wieder eindrücklich vor

Augen geführt.  Der Realität eines „Guten

Lebens“ von Wenigen, muss die Realität

eines „Gutes Zusammenleben“ aller Men-

schen entgegengestellt werden.

Dafür sollte die Oekumene die Trans-

formation auf sozialer, ökologischer, ökono-

mischer und politischer Ebene voranbringen.

Wir können dabei auf unsere Fülle an bibli-

schen Überlieferungen, aber auch anderer

Philosophien und Religionen zurückgreifen.

Das tätige Mitgefühl für die Mitmenschen,

die Ehrfurcht vor dem Leben, die Bewahr-

ung und Heilung der Schöpfung, die

Gewaltfreiheit, das sind Handlungsansätze

für uns, die für eine radikale Veränderung

des derzeitigen Zivilisationsmodells sorgen

können. Die gestörten Beziehungen zwi-

schen Menschen, zwischen Menschen und

Natur, zwischen Vergangenheit und Zu-

kunft, sind nicht durch eine Entwicklung zu

überwinden, die die Spaltungen vertieft,

sondern im gemeinsamen Schaffen einer

weltumspannenden Gesellschaft des „Guten

Zusammenlebens“.

Kirchengemeinden können Orte der

Transformation werden, Werkstätten für

soziale, ökologische und gewaltüberwinden-

de neue Wege. Die Pilger auf dem Lernweg

der Gerechtigkeit, des Friedens und der

Bewahrung der Schöpfung brauchen diese

Orte der Einkehr und des Ausprobierens.

Wir alle sind deshalb zu Aufbauprojekten,

die sich am  paulinischen Begriff der "oiko-

dome" inspirieren, aufgerufen, denn jeder

Hausbau und Wegabschnitt ist nur gemein-

sam zu bewältigen. Wir sind zur Zeit auf so

einem wichtigen Abschnitt, der via transfor-

mativa.  Gehen und gestalten wir ihn in der

Gesellschaft!

Was kann Zivilgesellschaft tun?

Wir lehnen die derzeitige „marktkonforme

Demokratie“ ab, stattdessen wollen wir eine

demokratiekonforme Wirtschaftsweise und

das Abschaffen jeglicher oligarchischer

Strukturen. Wir brauchen Verfassungskon-

formität der Wirtschaft. In unseren Verfas-

sungen sind Kooperation und Gemeinwohl

und nicht Konkurrenz, Ausbeutung und

profitorientierte Bereicherung festgeschrie-

ben. 

In der solidarischen Ökonomie finden sich

die beiden Prinzipien „Kooperation statt

Konkurrenz“ und „Sinn statt Gewinn“.

Diese erweitert um die Ideen einer gemein-

wohlorientierten Ökonomie münden in kon-

kreten politischen Forderungen. Die derzei-

tige private Geldschöpfung muss in die

öffentliche Hand mit demokratisch gefassten

Regeln übernommen werden. Jeder Kredit

soll an seiner Gemeinwohlorientierung über-

prüft werden, damit koppelt man die

Geldmenge an den Fortschritt einer solidari-

schen, gemeinwohlorientierten Ökonomie.

Das biblische Zins-Verbot und die propheti-

sche Anklage von Nahrungsmittelspekulation

sind als konkrete Forderungen zu beachten. 

Als weitere konkrete Forderung auf dem

Weg ist die Befreiung jedes Menschen auf

der Welt aus den Zwängen von Hunger,

Krankheit und fehlender Entfaltungsmög-

lichkeit zu nennen. Daher ist eine solidari-

sche weltweite Grundsicherung umzusetzen.

Diese beinhaltet den Zugang zu Nahrungs-

mittel, Trinkwasser, Wohnraum, Gesund-

heitsfürsorge, Bildungseinrichtungen und

regionaler Mobilität als Gemeingüter für

jeden Menschen. Sie werden durch die

Gründung lokaler und regionaler, profitfreier

Kooperativen ermöglicht, wie bereits welt-

weite Beispiele zeigen. Eine solche kann auch

die Kirchengemeinde vor Ort sein. 

Den Illusionen der kapitalistischen Öko-

nomie wird damit eine konkrete Alternative

entgegengestellt. Diese dezentral verwaltete

solidarische Ökonomie kann neben der Er-

nährungssouveränität auch die Energiesouve-

ränität durch erneuerbare und nachhaltige

Energien erreichen. Vor allem im Hinblick

auf die CO2-Reduzierung auf 2 t pro Person

pro Jahr und dem 2 Grad-Ziel sind Energie-

suffizienz (verantwortungsvoller Verbrauch)

und Energiesubsistenz (Selbsterzeugung)

wichtig. Daher ist auch eine industrielle Ab-

rüstung vonnöten.

Wir lehnen die aktuell diskutierten transat-

lantischen Freihandels- und Investitions-

abkommen TTIP (EU-USA) und CETA

(EU-Kanada) gerade auch vor diesem Hin-

tergrund ab. Sie müssen durch einen breiten

und starken zivilgesellschaftlichen Protest

und Lobbyarbeit verhindert werden, da sie

all die erreichten und noch angestrebten

Standards einer Wirtschaft im Dienst des

Lebens aushebeln würden. Wir unterstützen

daher die zivilgesellschaftlichen Kampagnen,

u.a. des Bündnisses „Unfairhandelbar“, die

dazu aufrufen, die Europawahl zur Ent-

scheidung gegen das TTIP und CETA zu

nutzen. Wir brauchen Strukturen, die faires

Handeln wirklich ermöglichen und die sich

an ökologischen, sozialen und friedensför-

dernden Bedingungen messen lassen müs-

sen.

Wir regen an, dass das Oekumenische

Netz in Deutschland einlädt zu einer

Strategiekonferenz mit den Gewerkschaften,

sozialen Bewegungen und allen Initiativen,
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die sich für die große Transformation der

Gesellschaft einsetzen. 

Entschieden widersprechen wir dem mili-

tärischen Engagement der Bundesrepublik

Deutschland und aller anderen Länder.  Aus

dem Teilnehmerkreis der Oekumenischen

Versammlung  wurde eine Idee einer Arbeits-

gruppe eingebracht, die sich aus Fachleuten

der zivilen Konfliktbearbeitung, des Ent-

wicklungsdienstes, von Organisationen der

alternativen Ökonomie und Ökologie und

der Friedensbewegung zusammensetzen soll.

Aufgabe wäre ein Konzept für den Mili-

tärausstieg – Friedenssicherung und Schutz-

verantwortung ohne Militär – zu erarbeiten.

Dieses wird zur öffentlichen Diskussion

gestellt. Die Ächtung der Drohung und An-

wendung von militärischer Gewalt in Kon-

flikten ist die Voraussetzung, dass internatio-

nale völkerrechtliche Vereinbarungen zum

Schutz des Weltklimas und einer fairen Welt-

wirtschaft endlich zu Stande kommen. Und

es ist die Voraussetzung für die überfällige

Beendigung der skandalösen Rüstungs-

forschung, -produktion und -export.

Die technologische Entwicklung hat einen

Stand erreicht, der die umfassende Überwa-

chung ermöglicht. Durch die Enthüllungen

bezüglich NSA und anderer Geheimdienste

ist bekannt, dass diese Möglichkeiten auch

genutzt werden. Wir lehnen jegliche Art der

Überwachung ab und fordern den Schutz

der Privatsphäre.

Die universale Achtung der Menschen-

rechte lässt keinen Raum für ihre Einschrän-

kung oder Nichtbeachtung. Menschen-

rechtsverletzungen müssen benannt, zur

Anklage gebracht und bestraft werden, von

wem und an wem auch immer sie begangen

werden. 

Fraglos ist es für das Überleben der

Menschheit elementar, dass wir unseren

Kindern und Enkeln ermöglichen, dass sie

das, was sie beim Eintritt in diese Welt mit-

bringen, weiter entfalten können: ihr ur-

wüchsiges Vertrauen, ihre Neugierde auf die

Welt, ihre Freude und Kreativität. Der

Wandel von Lebenseinstellungen in unserer

Kultur, zu der auch das Bildungswesen ge-

hört, vollzieht sich durch die Begegnung auf

Augenhöhe, der Gleichwertigkeit der Mei-

nungen und gegenseitiger Wertschätzung.

Damit wird den Kindern der Raum geöffnet,

Vielfalt stärker als Chance begreifen zu kön-

nen. So können sie in achtsamem, vertrau-

ens- und liebevollem Umgang miteinander

zu Konsenslösungen kommen. Das ist die

kulturelle Voraussetzung für friedlichen,

Kriege ausschließenden, Umgang miteinan-

der. So leben wir unsere Allverbundenheit in

heilsamer Weise. Wir haben uns auf diesen

Weg begeben und bitten dabei um die

Unterstützung aller gesellschaftlichen Kräfte,

die sich für das Überleben der Menschheit

engagieren und bieten allen diesen Kräften

unsere Unterstützung an.

Was kann die/der Einzelne tun?

Die Frage des „Genug“ ist eine sehr persön-

lich zu beantwortende Frage. Deswegen

haben Teilnehmerinnen und Teilnehmer der

Versammlung eine konkrete Selbstverpflich-

tung verfasst. 

SELBSTVERPFLICHTUNG:

Hiermit verpflichte ich ...…………… mich
zu einem persönlichen Aufbruch. Ich will
am sieben Jahre langen Pilgerweg der
Oekumene zu Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung teilnehmen.
Ich verpflichte mich daher:

� einen Lebensstil anzustreben, der ein
„Gutes Zusammenleben“ aller Menschen
ermöglicht

� Gemeingüter wie Wasser, Land und Luft
zu schützen.

�mir Wissen anzueignen, dieses mit anderen
zu teilen und dadurch Strukturzusam-
menhänge (wie z.B. der Schere zwischen
Arm und Reich und ungleich verteilte Res-
sourcennutzung) zu erkennen und zu ver-
ändern

� zu einer Oekumene des Miteinanders aller
Religionen und Weltanschauungen  gegen
Intoleranz und gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit

� zu größerer Wertschätzung von allen For-
men von Arbeit

� zu einer Willkommenskultur für Schutz-
suchende und Flüchtlinge

� zu einer Überprüfung des eigenen Kon-
sumverhaltens und zum Teilen eigener
finanzieller Mittel

� zu einer Weitergabe der oben genannten
ethischen Lebensmaximen in der eigenen
Familie und im engsten Umfeld.

Allein schaffen wir das nicht. Wir brauchen

einander und wir brauchen den göttlichen

Beistand auf unserem Weg der Transforma-

tion. 

Mit den Worten von Dorothee Sölle können

wir beten: 

Nicht du sollst meine probleme lösen
sondern ich deine gott der asylanten
nicht du sollst die hungrigen satt machen
sondern ich soll deine kinder behüten
vor dem terror der banken und militärs
nicht du sollst den flüchtlingen raum geben
sondern ich soll dich aufnehmen
schlecht versteckter gott der elenden
Du hast mich geträumt gott
wie ich den aufrechten gang übe
und niederknien lerne
schöner als ich jetzt bin
glücklicher als ich mich traue
freier als bei uns erlaubt
Hör nicht auf mich zu träumen gott
ich will nicht aufhören mich zu erinnern
dass ich dein baum bin
gepflanzt an den wasserbächen 
des lebens

Dorothee Sölle, Ich dein baum, in: Den Rhythmus des

Lebens spüren, Freiburg i.Br. 2001, 187.

Diese Oekumenische Versammlung erfordert

eine Fortsetzung in 3–4 Jahren zur Über-

prüfung der eingegangenen Verpflichtungen

und Vorhaben.

Mainz, am 4. Mai 2014
Übergeben an den OeRK zu Händen von Dr. Martin

Robra 

Offener Brief 
zur Krise in der Ukraine

An den Bundespräsidenten, die Kanzlerin,
den Außenminister und die Verteidigungs-
ministerin

Die über 500 Menschen, die zur Oeku-

menischen Versammlung 30.4. bis 4.5. 2014

nach Mainz gekommen sind, appellieren an

die zur Zeit Verantwortlichen für den politi-

schen Weg Deutschlands:

Die Krise um die Ukraine darf nicht zum

Auslöser eines Kriegs werden!

Bei aller berechtigter Kritik an der völker-

rechtswidrigen Annexion der Krim durch

Russland und unter Berücksichtigung der

Vorgeschichte dafür: Sanktionen, Drohun-

gen und Militärpräsenz beider Seiten sind

Eskalationsstufen, die sich sehr schnell ver-

selbständigen können. 

Deeskalation ist das Gebot der Stunde!

Allen ist deutlich geworden, wie dringend

nötig eine gemeinsame Sicherheitsstrategie

ist, die alle Staaten in Europa einschließt.

Die Armeen sind auf allen Seiten zurück-

zuziehen und in einem OSZE-Prozess ist

eine Ordnung zu erarbeiten und völkerrecht-

lich zu verankern, in der in allen Ländern

neben einer Zentralregierung regionale

Selbstverwaltungen eingerichtet werden.

Die Präsenz von Militär verhindert die

Bereitschaft zu einer vernünftig ausgehandel-

ten Lösung.

Der Appell ist am 4.5. im Abschlussgottesdienst verlesen

und durch Akklamation verabschiedet worden.

Mainzer Kommentar zu Militär 
in der Dresdner Frauenkirche

Am 13.Februar 1990, einem Tag voller Hoff-

nung in der „friedlichen Wende“, wurde aus

Dresden aufgerufen mit den Worten: 

„Wir rufen auf zu einer weltweiten Aktion

des Wiederaufbaus der Dresdner Frauen-

kirche zu einem christlichen Weltfriedens-

zentrum im neuen Europa. In diesem Got-

teshaus soll in Wort und Ton das Evangelium

des Friedens verkündet, sollen Bilder des

Friedens gezeigt, Friedensforschung und

Friedenserziehung ermöglicht werden.“

Es sollte das Gotteshaus einer neuen

Kirche in einer neuen Welt werden!

Heute, am 30. April 2014, findet um 20

Uhr in der wieder aufgebauten Frauenkirche

ein „Gottesdienst“ statt, zu dem die Lan-

deskirche, das Sächsische Innenministerium

und das „Landeskommando Sachsen“ das

Wehrbereichsmusikkorps eingeladen haben.
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Nicht auszudenken, wenn nun Tausende

von Spendern in Dresden, in Deutschland, in

der ganzen Welt sich in ihrer Absicht ge-

täuscht sehen und ihre Spenden zurückfor-

dern!

Wir sind hier in Mainz zusammengekom-

men zur 2. Oekumenischen Versammlung im

wiedervereinten Deutschland. Sie steht unter

dem Thema „Die Zukunft, die wir meinen –

Leben statt Zerstörung“. Damit treten wir

ein für eine Kirche, in der das Bündnis mit

Krieg und Gewalt der Herrschenden beendet

ist. 

Wir wollen nun viele Orte schaffen für

Frieden und Versöhnung in Gerechtigkeit

zum Schutz der Schöpfung vor Missbrauch,

Zerstörung und Vernichtung!

Eurer heutigen Aktion vor dem „christ-

lichen Weltfriedenszentrum Frauenkirche“

wünschen wir einen friedlichen Verlauf und

positive Nachwirkungen.

www.oev2014.de 

Mainz, am 30.04.2014
(Nach dem Verlesen am Schluss des Eröffungsgottes-

dienstes in der Christuskirche zu Mainz Unterstützung

durch Akklamation und daraufhin per E-Mail abgesandt)

Grußwort der 
Oekumenischen Versammlung
an die Gewerkschaften

An den

DGB Rheinland-Pfalz/Saarland

z.H. d. Vorsitzenden H. Dietmar Muscheid

Kaiserstrasse 26–30

55116 Mainz

30. April 2014

Liebe Kolleginnen und Kollegen
in den Gewerkschaften,

der 1. Mai fällt mitten in die Zeit der Oeku-

menische Versammlung, zu der sich mehrere

hundert Christinnen und Christen aus ganz

Deutschland und dem Ausland in Mainz

vom 30. April bis 4. Mai versammeln. Wir

möchten Ihnen unsere herzlichen und soli-

darischen Grüße übermitteln zum 1. Mai mit

der Losung „Gute Arbeit – Soziales Euro-

pa“.

Wir sind unter dem Leitwort „Die Zu-

kunft, die wir meinen – Leben statt Zer-

störung" zusammen gekommen. Wir sind

Teil einer weltweiten Bewegung von Christen

und Kirchen, die für Gerechtigkeit, Frieden

und Bewahrung der Schöpfung eintreten.

Die Krisen unserer Zeit lassen sich nicht

getrennt bearbeiten. 

Wir wissen, dass unser kapitalistisches

Wirtschaftssystem und auch unsere Le-

bensweise zerstörerisch sind. Der Klima-

wandel und die zunehmende Kluft zwischen

Arm und Reich in dem reichen Deutschland,

in Europa und weltweit sind die Folgen. Der

Neoliberalismus zerstört auch die Seelen der

Menschen und schwächt ihre Wider-

standskraft. Im Kapitalismus ist die Gier zum

Eröffnung der Oekumenischen Vwersammlung in Mainz in der evangelischen Christuskirche,
anschließend war die katholische St. Bonifaz Kirche für drei Tage Gastgeberin der OeV 2014.

System geworden. Wer die Erde zerstört und

die Krisen verursacht, der muss auch eine

Wiedergutmachung leisten.

„Diese Wirtschaft tötet“, stellt Papst Fran-

ziskus fest. Im Herbst des vergangenen

Jahres haben über 350 Kirchen aus allen

Teilen der Welt auf ihrer internationalen

ökumenischen Vollversammlung in Südkorea

bekräftigt: „Auf diese Weise droht das vor-

herrschende globale Wirtschaftssystem …

dem Leben, wie wir es kennen, ein Ende zu

setzen.“

Wir wissen uns einig mit Ihnen im Kampf

für gute Arbeit für alle und ein soziales

Europa. Nur gemeinsam können wir soziale

Ungerechtigkeit und die Zerstörung der

Schöpfung beenden. „Gute Arbeit“ – das ist

Ihre Mai-Losung. Wir beraten in Mainz dar-

über, was ein gutes Leben für alle heißen

kann, das die materiellen Ressourcen der

Erde schont. 

Sie gehen heute für ein „Soziales Europa“

auf die Straße. Ohne soziale Gerechtigkeit in

Europa und der ganzen Welt und ohne

Klimagerechtigkeit wird es keinen Frieden

auf dieser Erde geben. Kämpfen Sie mit uns

gegen Rüstungsproduktion und Rüstungs-

exporte! Von Deutschland dürfen keine

Waffen, die Tod bringen, exportiert werden. 

Die Erde ist keine Ware, denn sie gehört

Gott. Unser Kampf ist getragen von der

Überzeugung, dass Gott auf der Seite der

Armen steht. Deshalb zeigt sich an den

Armen, wie es um die Gerechtigkeit in einem

Land bestellt ist. Die Armen sind der

Maßstab. 

Lasst uns gemeinsam Widerstand aufbauen

gegen das sogenannte Transatlantische

Freihandelsabkommen, das gegenwärtig

unter Ausschluss der Öffentlichkeit verhan-

delt wird, die Macht der Konzernen stärkt

und unsere Demokratie aushöhlt. 

Von der Ökumenischen Versammlung aus

wünschen wir Euch einen guten, kräftigen 1.

Mai unter dem Motto „Gute Arbeit –

Soziales Europa“. Nur gemeinsam werden

wir unsere Ziele „Gute Arbeit und ein So-

ziales Europa“ und „Leben statt Zerstörung"

durchsetzen können.

Glück auf – ruft Ihnen die Oekumenische

Versammlung zu.

Mainz, 30. April 2014

Für Teilnehmende aus der Oekumenischen

Versammlung 2014

LIC. THEOL. PETER SCHÖNHÖFFER M.A.
Moderator der Vorbereitungsgruppe der

OeV 2014

PROF. DR. FRANZ SEGBERS 
PFR. I. R. ULRICH SCHMITTHENNER
Mitglied der Vorbereitungsgruppe, Vorstand

der Stiftung Oekumene
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. Bayern

Wie geht Wirtschaften im Dienst des
Lebens?
„Alternativkur“ in Bad Wörishofen

„Hauptsache billig!“ Der durchschnittliche

deutsche Konsument scheint zum „Schnäpp-

chenjäger“ verkommen zu sein.

Dagegen wehrt sich seit etwa 40 Jahren

die Bewegung „Fairer Handel“ mit gerech-

ten Erzeugerpreisen und der Einhaltung von

Menschen- und Arbeitsrechten.

Eine Frucht dieser beharrlichen Arbeit ist

u.a. die weltweite „Fair-Trade-Town“-Bewe-

gung, der sich in Deutschland seit 2009 über

100 Städte und Kommunen angeschlossen

haben. Sie verpflichten sich zu fairem Kon-

sumverhalten und gehen den Bürgern mit

gutem Beispiel voran. Dieser Bewegung hat

sich Bad Wörishofen angeschlossen; sie darf

sich seit 2011 „Fair-Trade-Stadt“ nennen.

Um diesen Ansatz zu verstärken, hat das

Oekumenische Netz Bayern seine Jahresver-

sammlung mit Studientag nach Bad Wöris-

hofen in die „KurOase“ beim Dominikaner-

innenkloster, dem Wirkungsort von Pfarrer

Kneipp, gelegt (Freitag, 27. Juni bis Sams-
tag, 28. Juni 2014).

Am Vormittag des Studientags „Alterna-

tivkur“ berichtet der Vorsitzende des „Ak-

tionsbündnisses Fair-Trade-Stadt“ über die

Erfolge und Möglichkeiten für weitere Ent-

wicklung in Bad Wörishofen, und der Eine-

Welt-Arbeitskreis in der Erlöserkirche stellt

sich vor.

Gleichzeitig sieht das OeNB diese gute

Entwicklung durch das „Freihandelsabkom-

men“ (TTIP) zwischen der EU und den USA

bedroht. Die gegenwärtigen, weithin gehei-

men Verhandlungen lassen befürchten, dass

dabei die gesetzlichen Errungenschaften von

sozialer Gerechtigkeit und zum Schutz der

Umwelt in der EU den allzu großzügigen

Auslegungen der USA zugunsten der Kapi-

talvermehrung weichen müssen, die Länder

der sog. „Dritten Welt“ endgültig von jeg-

licher Entwicklung abgeschnitten und die

Menschenrechte mit Füßen getreten werden.

Deswegen ist der Nachmittag des Studien-

tags dieser großen Problematik gewidmet.

Ein Referent des Umweltinstituts München

führt in diese ein und stellt sich den sicher

zahlreichen Fragen.

Die Teilnehmer erwartet also eine echte

„Alternativkur“.

GUDRUN SCHNEEWEISS

Kontakt und Anmeldung: 

Oekumenisches Netz in Bayern

c/o H.H. Willberg, Mühlbachweg 13

90559 Burgthann

haha.willberg@t-online.de, Tel.: 0 9183/95 00 39

www.oekumenischesnetz-bayern.de

. Berlin

Vorschlag für Oekumenische 
Versammlung 2016

Die heutigen Fragen der Gerechtigkeit, des

Friedens und der Bewahrung der Schöpfung

sowie unseres ökumenischen Miteinanders

als Kirchen fordern Kirchen erneut heraus.

Anknüpfend an die Oekumenische Ver-

sammlung 1994/96 in Berlin lädt die Kon-

sultativgruppe des Oekumenischen Rates

Berlin-Brandenburg die Kirchen und Ge-

meinden in Berlin ein, sich gemeinsam auf

den Weg zu machen zu einer neuen Ökume-

nischen Versammlung, die voraussichtlich

2016 stattfinden könnte.

Eine vorbereitende Auftakt-Versammlung

fand dazu am 24. Mai 2014 statt.

Die Initiatoren wollen – anknüpfend an

die Ökumenischen Versammlungen von

1994 und 1996 – und angeregt von der

Oekumenischen Versammlung 2014 in

Mainz, fragen, welche der damaligen Be-

schlüsse heute noch relevant sind, in der

nächsten OeV neu aufgegriffen werden soll-

ten, mit welchen Herausforderungen wir uns

heute konfrontiert sehen und zu welchen

Aktivitäten unsere Betroffenheit führen

könnte.

Ein Bericht von der OeV Mainz machte

die Aktualität des Vorhabens deutlich.

Die Ergebnisse des Impulstages werden

dem Oekumenischen Rat Berlin – der ört-

lichen Arbeitsgemeinschaft christlicher Kir-

chen – mit der Bitte übergeben, eine OeV

Berlin möglichst 2016 einzuberufen.

Kontakt: Hans-Joachim Ditz, Geschäftsführer

Oekumenischer Rat Berlin-Brandenburg (ÖRBB)

Gierkeplatz 2–4, 10585 Berlin, Tel: 030/3 4210 00

Mobil: 0170/5244137, ditz@oerbb.de

. Rhein-Mosel-Saar

„Militär auf dem Vormarsch“ – 
Aktionsmonat im Saarland

Ein Aktionsmonat findet im Saarland zum

Thema „Militarisierung der Gesellschaft“

vom 25. Juni bis 25. Juli 2014 statt. Dazu

werden Veranstaltungen in Saarbrücken,

Saarlouis, Saarwellingen und St. Wendel

durchgeführt. Verantwortlich für den Ak-

tionsmonat ist ein breites Bündnis aus politi-

schen Organisationen, kirchlichen Einrich-

tungen und Gewerkschaften.

Europameister beim Rüstungsexport, Ju-

gendliche zum Dienst an der Waffe ködern,

Bomben segnen lassen, Atomwaffen moder-

nisieren, falsche Heldenverehrung, Flücht-

linge abwehren und eine zunehmende zivil-

militärische Kooperation in verschiedenen

Bereichen – alles Indizien für die Militari-

sierung unserer Gesellschaft. Die Themen

vorzustellen, in einen größeren Zusammen-

hang einzuordnen sowie Widerstandsoptio-

nen aufzuzeigen sind die Ziele des Bünd-

nisses.

Der geplante Aktionsmonat soll ein Forum

schaffen, in dem kontrovers über die gesell-

schaftliche Militarisierung diskutiert werden

kann. Flankiert werden die Veranstaltungen

und Aktionsformen von der Ausstellung

„Wir scheuen keine Konflikte – Gewaltfrei

für den Frieden“ des Zivilen Friedens-

dienstes, die aufzeigt, wie man weltweit vor

der Eskalation von Konflikten handeln könn-

te. Zudem wird für die Projekttage vor den

Sommerferien allen Schulen im Saarland das

Angebot gemacht, Workshops zum Thema

Friedensbildung durchzuführen.

Als Veranstaltungen sind u.a. vorgesehen

am Mittwoch, 2.7.2014 um 20.00 Uhr in

Saarbrücken, Johannes-Foyer, Ursulinenstr.

67 „Krise und Kriege! – Realpolitische Lö-

sungsansätze für die Krise des Kapitalis-

mus?“ mit Herbert Böttcher (Oekumeni-

sches Netz Rhein-Mosel-Saar/Pax Christi

Diözesanverband Trier).

Am Dienstag, 8.7.2014 um 19.00 Uhr in

St. Wendel, Evangelisches Pfarramt, Beetho-

venstr.1: „Waffeln statt Waffen!?“ Diskussion

über die Rolle deutscher Rüstungsexporte,

u.a. nach Lateinamerika. Mit Dominic Kloos

(Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar/

Aktion Aufschrei).

Am Donnerstag, 10.7.2014 um 18.00

Uhr in Saarbrücken, Arbeitskammer, Fritz-

Dobisch-Str. 6–8: „Repression und Militär

im Innern“. Ein Diskussionscafé mit Chris-

toph Marischka (Informationsstelle Militari-

sierung) und Heiner Busch (CILIP, Institut

für Bürgerrechte & öffentliche Sicherheit).

Am Mittwoch, 16.7.2014 um 18.00 Uhr

in Saarbrücken, Günter-Wöhe-Gymnasium,

Vorstadtstr. 36 „Schulfrei für die Bundes-

wehr?“ Friedensinitiativen und Bundeswehr

diskutieren über den Bildungsauftrag an

Schulen. Auf dem Podium Anna Haßden-

teufel (LPM Saarland), Markus Pflüger (AGF

Trier), Jugendoffizier Hauptmann Ruffing,

Moderation durch Bruno Sonnen (Paulinus,

Kirchenzeitung des Bistums Trier).

Am Montag, 21.7.2014 um 20.00 Uhr in

Saarlouis, Ev. Gemeindehaus, Kaiser-Fried-

rich-Ring 46 „Militärseelsorge abschaffen!?

Podiumsdiskussion über die Zusammen-

arbeit von Militär und Kirche mit Militär-

pfarrer Marius Merkelbach, Diakon Horst-

peter Rauguth (Geistlicher Beirat pax christi

Deutsche Sektion) und Pfarrer Matthias

Engelke Versöhnungsbund/Oekumenische

Initiative zur Abschaffung der Militärseel-

sorge).

Am Mittwoch, 23.7.2014 um 20.00 Uhr

in Saarbrücken, Filmhaus, Mainzer Str. 8:

Europäische Grenzschutzagentur FRONTEX

– Tödlicher Abwehrkampf gegen Flücht-
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linge: An den europäischen Außengrenzen

starben bis heute 20 000 Flüchtlinge. Auch

im Inneren setzt sich ihre Ausgrenzung fort,

und sie müssen oft in Lagern leben wie im

saarländischen Lebach. Diskussion mit Ro-

land Röder (Aktion 3. Welt Saar).

Das Bündnis der Veranstalter und Unter-

stützer umfasst neben dem Oekumenischen

Netz Rhein-Mosel-Saar u.a. Aktion 3. Welt

Saar, Attac Saar, Attac Untere Saar, Amt für

Jugendarbeit der Ev. Kirche im Rheinland,

Arbeitsgemeinschaft der Ev. Jugend (aej) im

Saarland, DGB Jugend Saar, Friedensnetz

Saar, Gemeindedienst für Mission und

Oekumene, Region Saar – Nahe – Mosel,

GEW Saarland, IG BAU Saarland, KAB

(Kath. Arbeitnehmerbewegung) – Landesbe-

zirk Saar, Landesinstitut für Pädagogik und

Medien (LPM) des Saarlandes, Landeszen-

trale für politische Bildung des Saarlandes,

Netzwerk Entwicklungspolitik im Saarland,

pax christi – Diözesanverband Trier.

Kontakt: Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar

Dominic Kloos, Tel: 0261/29 6816 91

info@oekumenisches-netz.de

www.oekumenisches-netz.de

. Oekumenisches Netz in
Deutschland (OeNiD)

Transformationsprozesse vernetzen

Die Mitgliederversammlung des Oekume-

nischen Netzes in Deutschland widmete sich

der Auswertung der Oekumenischen Ver-

sammlung in Mainz und der Weiterarbeit an

ihren Ergebnissen sowie der Wahl eines

neuen Koordinierungskreises.

fenden Armut in ihrem Heimatland. Auf-

grund des Spardiktats der Troika werden

Einsparungen im Staatshaushalt und die

Privatisierung öffentlicher Einrichtungen

verlangt und durchgeführt.

Die zweite Referentin, Dr. Brigitte Bertel-

mann, Expertin für Wirtschafts- und Finanz-

fragen in der Erwachsenenbildung der hes-

sen-nassauischen Landeskirche, erklärte auf

verständliche Weise die wirtschaftlichen Hin-

tergründe dieser sog. Euro-Rettungsmaß-

nahmen. Sie hob die Bedeutung der Finanz-

stabilität eines Staates hervor und zeigte ver-

einzelt alternative staatliche Handlungs-

modelle auf.

Nach dem Gehörten kam nicht nur Maria

Koutatzi zu der Schlussfolgerung, dass die

Euro-Rettungsmaßnahmen letztendlich dar-

auf abzielten, die (deutschen) Banken vor

der Insolvenz eines wichtigen Schuldners

und damit vor Zahlungsausfällen zu bewah-

ren.

Maria Koutatzi berichtet auch von einer

wachsenden gesellschaftlichen Solidarität an

vielen Orten, an der Kirchengemeinden als

Vermittler von Hilfen einen Anteil haben.

In einem anschließenden zweiten Teil des

Workshops kamen fünf Frauen zu Wort aus

Rumänien, Slowakei, Kroatien, Serbien und

Belarus. Sie erzählten von der Lebenssitu-

ation in ihrem jeweiligen Heimatland. Es war

erstaunlich, dass trotz der verschiedenen

Länder und Systeme sich viele Beobach-

tungen aus dem Alltag ähnelten. Kann es

sein, dass die Probleme Griechenlands nicht

allein durch die Mitgliedschaft in der EU

und im Euro-Raum bedingt sind, sondern

offensichtlich auch eine Folge unseres globa-

len Wirtschaftssystems sind?

Dieser in Mainz begonnene länderüber-

greifende Austausch über den Einfluss des

Wirtschaftssystems auf das Leben der

Menschen kann auf der diesjährigen, Anfang

August in Griechenland stattfindenden

ÖFCFE-Vollversammlung fortgesetzt wer-

den, zu der einige Workshop-Teilnehmer-

innen als Delegierte reisen werden.

IRMHILD BUTTLER-KLOSE

Kontakt: OeFCFE, Dr. Elisabeth Bücking

Saalenbergstr. 7, 79249 Sölden, Tel.: 0761/40 75 90

ebuecking@sirmadras.de 

. Plädoyer für eine 
ökumenische Zukunft

Meilensteine für Pilgerweg

Die Oekumenische Versammlung 2014

(OeV, 29.04.–04.05.) in Mainz ist zu einem

markanten Meilenstein auf dem in Busan

Für die inhaltliche Weiterarbeit erwägt das

OeNiD vor allem zwei Themen weiterzuver-

folgen:

� Transformation: den Transformationspro-
zess, der in vielen Gruppen theoretisch an-
gekommen ist, durch lokale und regionale
Vernetzung auch mit Gruppen außerhalb
der Oekumene konkret anzugehen.

�Militärausstieg: Dazu machte ein Work-
shop auf der OeV mit Theo Ziegler, Mitini-
tiator des badischen Prozesses, den Vor-
schlag, eine kompetent besetzte Arbeits-
gruppe einzurichten die ein Konzept erar-
beitet, das der Öffentlichkeit vorgestellt wer-
den soll. Es besteht der Wunsch, dass das
OeNiD Mitträger dieses Projektes ist.

Kontakt: Dieter Endemann, Domstr. 62, 50668 Köln

Tel.: 02 21/12 2613 (mit AB)

dieter.endemann@netcologne.de

. Oekumenisches Forum
Christlicher Frauen in Europa
(OeFCFE)

Griechin trifft Deutsche – Wen retten
die Maßnahmen zur Eurokrise ?

Im Rahmen der Oekumenischen Versamm-

lung in Mainz wurde vom ÖFCFE auf

Initiative der deutschen Nationalkoordi-

natorin Dr. Elisabeth Bücking ein längerer

Workshop angeboten mit dem Titel:

Griechin trifft Deutsche – Wen retten die

Maßnahmen zur Eurokrise?

Als Referentin war die griechische Natio-

nalkoordinatorin Maria Koutatzi aus Athen

eingeladen. Sie berichtete den etwa 30 Teil-

nehmenden lebensnah von der um sich grei-
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ausgerufenen Pilgerweg der Gerechtigkeit

und des Friedens geworden. Markant auch

deshalb, weil die OeV entschieden den

Konziliaren Prozess fortführt, ein Beitrag zu

und Fortsetzung von Busan ist und eine

Frontstellung der Basisgruppen gegen verfas-

ste Kirchen vermieden hat.

Die OeV war mit 500 Mehrtages-Teilneh-

menden und einer großen Zahl von Tages-

gästen erheblich besser besucht als erwartet.

– Bemerkenswert ist, dass die dreijährigen

Planungen und die sehr zeitaufwendigen or-

ganisatorischen Schritte vor Ort ausschließ-

lich von Ehrenamtlichen geleistet wurden.

Es gab auch berechtigte und weniger be-

rechtigte Kritik von den Veranstaltern selbst

und auch von Außenstehenden. Die Be-

richterstattung im Publik-Forum wirft kein

gutes Licht auf die Versammlung, wobei

allerdings auch zu vermerken ist, dass dem

Autor, Herrn Seiterich, entgangen ist, dass

hier eine mustergültige katholisch-evangeli-

sche und weit darüber hinausgehende Zu-

sammenarbeit stattgefunden hat.

Mit gewissem Stolz blicken die Organisa-

toren auf die Mainzer Botschaft. Die Ent-

würfe der Redaktionsgruppe, die sehr viel

Tages- und Nachtzeit in das Dokument in-

vestiert hat, wurden mehrmals in den Open

Space-Gruppen und vor allem im Plenum

öffentlich diskutiert, was zu vielen Verbes-

serungen führte. Die Botschaft ist ein echtes

Gemeinschaftswerk. Nebenher wurde eine

Solidaritätsadresse an die Demonstranten

gegen das Militärkonzert in der Dresdener

Frauenkirche formuliert. Außerdem wurde

ein Brief an deutsche PolitikerInnen zur Situ-

ation in der Ukraine verfasst und per Akkla-

mation vom Plenum angenommen.

Beeindruckend ist die Tatsache, dass ca.

120 Workshops stattgefunden haben. Ihre

Vorschläge und Anregungen aufzunehmen,

wird wohl noch etwas dauern. Am 6. Juni

fand eine erste Auswertungsrunde in Mainz

statt. Möglicherweise gehören die Work-

shops zu den viel zitierten Rändern, die eini-

ges in Bewegung bringen in Richtung Missio

Dei.

Das PLÄDOYER hat zwei Workshops

angeboten, einen zur Klimagerechtigkeit, für

den Geiko Müller-Fahrenholz, Fritz Erich

Anhelm und Prof. Heins aus Oldenburg die

Inputs lieferten. Er war mit 24 Teilnehmen-

den gut besucht. Bei dem von Bärbel

Wartenberg-Potter angebotenen Workshop

über „Tansformative Spiritualität“ war der

zugewiesene Raum mit etwa 50 Teilnehmen-

den restlos überfüllt.

Auf Einladung des Plädoyers wurde unter

der Begleitung von Anne Stickel und Warner

Benitez, einem deutsch-kolumbianischen

Künstlerehepaar, ein Mural Comunitario

(gemeinschaftliches Wandbild) gemalt, das

nun zwei Wände der Elisabeth-von-Thürin-

gen-Schule ziert. Davon wurde eine

Kunstpostkarte (im DIN lang-Format, 1.–

EUR) gedruckt. Ein weiteres Bild mit ähn-

lichen Motiven wurde auf Leinwand gemalt.

Es kann bei Pilgerwegen als Transparent vor-

aus getragen werden kann. Es ist relativ groß

(1,7m x 3 m) und kann (ohne die nötigen

Tragestangen) bei Werner Gebert bestellt

werden für Pilgerwege und andere ökumeni-

sche Veranstaltungen.

Das Plädoyer lädt alle Interessierten herz-

lich ein zu einer Konsultation über den Pil-

gerweg der Gerechtigkeit und des Friedens

(für das Leben) mit der Zuspitzung auf die

in der OeRK-Erklärung zu Mission und

Evangelisation stark betonte „Lebensenergie

von den Rändern her“. Sie findet im Rah-

men der PLÄDOYER-Jahrestagung am

Samstag, 13. Sept. 2014, 11–17 Uhr, in der

Evangelischen Kirchengemeinde Duisburg

Neudorf-West statt.

WERNER GEBERT

Kontakt: PLÄDOYER für eine ökumenische Zukunft

c/o Pfr. i.R. Werner Gebert

Banweg 14, 72131 Ofterdingen

Tel.: 07473/959898, Fax: -959894

euw.gebert@t-online.de

Aus der Bildbeschreibung von 
Anne Stickel und Warner Benitez:

Die Ökumenische Versammlung hatte als

Thema „Die Zukunft, die wir meinen:

Leben statt Zerstörung“. Die Menschen

auf dem Wandbild bringen Leben.

Verschiedenartig, wie sie sind. Sie sind frei,

fliegen, keine Grenzen halten sie auf, keine

Nationen begrenzen sie.

Und Menschen werden eingeladen auf-

zustehen. Sich einzulassen in den Flug. Sich

zu lösen von dem, was sie auf dem Boden

hält, was sie nach unten zieht. Hände und

Arme werden zu Flügeln, der Blick sieht

nach oben, wird offen, entdeckt neue Mög-

lichkeiten.

Leben heißt Freiheit zum Leben. Da ist

Gott, die Wahrheit, der Weg, Gemeinschaft

mit Anderen…, die Verbindung mit der

Geschichte, wo Gott ohne Mensch nicht

sein kann und die Menschen aus Gott

geboren sind und die Schöpfung in Herz

und Sinn und Tat weiter führen …

Kontakt: anne.stickel@gmx.de

muralcomunitario.com Facebook bei „Anne Stickel“
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. Kairos Europa

Die Große Transformation
Nächste Schritte in Gesellschaft und
Kirche in Europa

Die KAIROS Europa-Jahrestagung vom

26.–28. September 2014 beginnt mit einer

öffentlichen Veranstaltung gemeinsam mit

dem „Zukunftsforum Gewerkschaften“ im

Hans-Böckler-Haus in Mannheim zum The-

ma „Die Finanzmärkte – Regulierung im

System oder/und Überwindung des finanz-

marktgetriebenen Kapitalismus?“. Beiträge

steuern bei Dr. Gerhard Schick, MdB,

Finanzpolitischer Sprecher der Fraktion

Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag und

Dr. Sahra Wagenknecht, MdB.

Zu den Möglichkeiten des Widerstandes

gegen das Transatlantische Handelsab-

kommen (TTIP) referiert am Samstag,

27.09., im Oekumenischen Bildungszen-

trum Steffen Stierle, Koordinator der attac-

Kampagne gegen das TTIP. 

Über den widerständigen „Pilgerweg der

Gerechtigkeit und des Friedens“ gegen die

Herrschaft der Finanzmärkte und Alterna-

tiven sprechen die kubanische Pfrin. Dora

Arce Valentín, von der Weltgemeinschaft der

Reformierten Kirchen, Hannover, und Pfrin.

Anne Heitmann, Mitglied des OeRK-Zen-

tralausschusses, Karlsruhe, sowie Dr. Harald

Bender, Akademie Solidarische Ökonomie,

moderiert von Peter Schönhöffer.

Zur Transformation aus der Perspektive

der Theologie des Lebens referiert Dr. Diet-

rich Werner, Brot für die Welt-EED, in Zu-

sammenarbeit mit dem Befreiungstheolo-

gischen Netzwerk.

Der Sonntag ist Matthäus 25 gewidmet

„Vom Haben und Nichthaben“ mit Hartmut

Futterlieb, Lehrhaus Bad Hersfeld und

Witzenhausen, und Pfrin. Silke Niemeyer,

Altstadtkirchengemeinde Recklinghausen.

Kontakt: KAIROS Europa e.V., Willy-Brandt-Platz 5

69115 Heidelberg, Tel.: 0 62 21/433 36 22

Fax:-4 33 36 29

orthodoxen Kirche. Ein Vorschlag des Oeku-

menischen Patriarchen Dimitrios I., einmal

im Jahr „gemeinsam zum Schöpfer zu be-

ten“, wurde von der Oekumene weltweit

aufgenommen. Die ACK hat mit dem Oeku-

menischen Kirchentag 2010 in Deutschland

einen ökumenischen Tag der Schöpfung ein-

geführt. Er wird immer am ersten Freitag im

September gefeiert. Eine bundesweite Feier

wird immer an unterschiedlichen Orten

begangen. 

Weitere Infos unter www.schoepfungstag.info

Kontakt: Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland

(ACK), Ludolfusstr. 4–6, Frankfurt 

. Netzwerk Friedenssteuer

„Wir beten für den Frieden und zahlen
für den Krieg“

Zur biblischen Prophetie, dass Schwerter zu

Pflugscharen umgeschmiedet werden sollen,

gehört ihre Zwillingsschwester: Steuern zu

Pflugscharen.

Im Netzwerk Friedenssteuer e.V. finden

sich Menschen zusammen, die sich für ein

„Zivilsteuergesetz“ stark machen. Es muss

eine zivile Alternative geben zur Zahlung von

Steuern für Rüstung, Militär und Krieg.

Denn: Ist es nicht dasselbe, ob einer eigen-

händig zur Waffe greift, oder ob er dafür

bezahlt, dass ein anderer es an seiner Statt

tut? „Ja freilich, es ist dasselbe und hat vor

Gott den gleichen Wert“, urteilte schon der

Hutterer-Bischof Peter Walpot im 16. Jahr-

hundert.

Mehr als 10 % der Staatsausgaben werden

in der Bundesrepublik für den „Verteidi-

gungshaushalt“ ausgegeben. Und eine Mit-

Entscheidung des Steuerzahlers über die

Verwendung der gezahlten Steuer ist bei uns

– bisher – nicht möglich. Der Entwurf für

ein Zivilsteuergesetz, den das Netzwerk Frie-

denssteuer erarbeitet hat, zeigt, wie das ge-

ändert werden kann. Nun muss dieses Kon-

zept bekannt gemacht und in den politischen

Diskurs, bis hin zur Gesetzgebung, einge-

bracht werden.

Eine Arbeitsgruppe im Netzwerk Frie-

denssteuer ist die „Oekumenische Aktion

Steuern zu Pflugscharen“. Sie sucht insbe-

sondere Zustimmung und Unterstützung bei

den Kirchen und wird dabei durch manche

Äußerungen aus jüngster Zeit ermutigt. So

bekräftigte z.B. der Zentralausschuss des

OeRK im September 2009 „ … seine Unter-

stützung für das Menschenrecht auf Kriegs-

dienstverweigerung ... , da die Kirchen die

Pflicht haben, diejenigen zu unterstützen,

die sich weigern, an der Ausübung von Ge-

walt teilzunehmen,“ und „ ... ermutigt die

Kirchen, sich mit der Frage von Steuergel-

dern für militärische Ausgaben oder Krieg

sowie mit Alternativen zum Militärdienst

auseinanderzusetzen.“ Erfreulich ist auch,

. Arbeitsgemeinschaft
Christlicher Kirchen in
Deutschland (ACK)

FriedensDekade ruft zum Widerstand 
gegen Gewalt und Krieg auf

Unter dem Motto „Befreit zum Wider-

stehen“ steht in diesem Jahr die Oekume-

nische FriedensDekade vom 9. bis 19. No-
vember 2014. Im Zentrum steht die Frage

nach der Quelle und der Motivation frie-

denspolitischen Engagements. 100 Jahre

nach Ausbruch des Ersten Weltkriegs und 25

Jahre nach dem Fall der Mauer will die

FriedensDekade Mut machen, gegen eine

auf Gewalt und Krieg setzende „Sicherheits-

politik“ gewaltlose Friedens- und Konflikt-

lösungen zu setzen. Materialien zur diesjäh-

rigen Oekumenischen FriedensDekade sind

ab dem Sommer unter www.friedensdeka-

de.de bestellbar.

Tag der Schöpfung 2014 am 
5. September 2014 in München

Zwischen dem christlichen Glauben und der

wissenschaftlichen Forschung dürfe kein

Graben entstehen, wenn es um den Erhalt

der Schöpfung geht. Davon ist die ACK

Deutschland überzeugt. Viel zu oft würden

Naturwissenschaft und Glaube als Gegen-

sätze angesehen, dabei seien beide mit ihren

unterschiedlichen Perspektiven wichtige

Partner beim Erhalt der Schöpfung. Daher

will die ACK bei der Feier des Oekumeni-

schen Tages der Schöpfung im Jahr 2014

unter dem Motto „Staunen. Forschen.

Handeln. – Gemeinsam im Dienst der

Schöpfung“ vielmehr die gemeinsame Arbeit

im Dienst der Schöpfung beleuchten und

konkret gemeinsame Aufgaben und Zielsetz-

ungen formulieren.

Bei der zentralen Feier des Schöpfungs-

tages am 5. September 2014 in München

wird sich nach einem ökumenischen Gottes-

dienst in der Münchener Kirche St. Ludwig

ein Prozessionsweg durch den Englischen

Garten anschließen. Dabei wird eine ortho-

doxe Wasserweihe gefeiert. Anschließend fin-

det in der Katholischen Akademie Bayern ein

Festakt statt, bei dem Experten aus Theo-

logie und Naturwissenschaft zum Thema

diskutieren, unter ihnen der bayerische evan-

gelische Landesbischof Heinrich Bedford-

Strohm, Bundestagsvizepräsidentin Edelgard

Bulmahn und der Mediziner Eckhard Nagel.

Die Anregung, einen Tag der Schöpfung

zu begehen, kommt ursprünglich aus der
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dass die „Konferenz für Friedensarbeit im

Raum der EKD“ das Thema der Steuerver-

weigerung aus Gewissensgründen auf ihre

aktuelle Agenda gesetzt hat. Ein theologi-

scher Studientag 2013 und die Jahrestagung

der Konferenz 2014 haben bestätigt, dass

kirchliche Gremien und Gemeinden dieses

Thema bearbeiten sollen.

Die „Mainzer Botschaft“ nennt „Rüs-

tungsproduktion und bewaffnete Konflikte

auch für wirtschaftliches Wachstum, die mit

unserem Steuergeld finanziert werden“, ein

„Verbrechen gegenüber einem Großteil der

Menschheit“. Mit der Belebung des Konzi-

liaren Prozesses durch die Oekumenische

Versammlung wächst im Netzwerk Friedens-

steuer die Hoffnung auf neue Bündnisse mit

vielen Menschen und Initiativen und auf

Gehör bei Kirchen und Politikern. Damit es

nicht länger dabei bleibt, dass wir für den

Frieden beten und für den Krieg zahlen.

Weiterführende Informationen:
� „www.netzwerk-friedenssteuer.de

� „Dokumentation „Zahlen für den Krieg?

Gewissensfreiheit contra Steuerpflicht“.

epd-Dokumentation Nr. 20/2014, zu be-

ziehen beim Netzwerk Friedenssteuer

(Adresse s. obige Website) oder über

doku@epd.de (5,90 EUR).

� „Das Netzwerk Friedenssteuer hat eine

Briefmarke herausgegeben, mit der auf das

Zivilsteuergesetz hingewiesen wird. Nähe-

res siehe o.g. web-Adresse.

MARTIN RAMBOW

Kontakt: „Netzwerk Friedenssteuer e.V.“

Krennerweg 12, 81479 München

info@friedenssteuer.de, Tel.: 089/725 9416

. Internationaler
Versöhnungsbund

Hundert Jahre – nicht lang genug

1914 tagte in Konstanz eine Konferenz von

Christen aus verschiedenen Ländern, die ver-

suchten, den drohenden Krieg abzuwenden,

weil sie Kriege grundsätzlich für unvereinbar

mit dem Geist Christi hielten. Der Kriegs-

ausbruch führte zum Abbruch des damaligen

Treffens. Die Teilnehmer jedoch gründeten

anschließend den Versöhnungsbund als pazi-

fistischen Verband in England und den USA,

nach dem Krieg auch in Deutschland.

1919 schlossen sich Zweige aus zehn

Ländern im Internationalen Versöhnungs-

bund zusammen. Der bestehende Militaris-

mus – dies war das Hauptziel der Gründer -

– Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen

(DFG-VK) und Sprecher der Kampagne

„Aktion Aufschrei – Stoppt den Waffen-

handel!“ Mit keinem Argument zu rechtfer-

tigen ist die Tatsache, dass die Einzelausfuhr-

genehmigungen auf den neuen Allzeitrekord

von 5,846 Mrd. Euro gesteigert wurden.

Dass mit 62 Prozent fast zwei Drittel der

Einzelausfuhrgenehmigungen für sogenann-

te „Drittländer“ erteilt worden sind, belegt

das ganze Desaster einer völlig enthemmten

Rüstungsexportpolitik“, so Grässlin. 

„Die humanitäre Rhetorik von Frieden,

Freiheit und Sicherheit wird durch die

Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung

konterkariert“, kritisierteder Geschäftsführer

der ökumenischen Initiative Ohne Rüstung

Leben (ORL) und Sprecher der Kampagne

„Aktion Aufschrei – Stoppt den Waffen-

handel!“ Paul Russmann. „Zu den führen-

den Empfängerländern deutscher Kriegs-

waffen zählen menschenrechtsverletzende

Regime in Algerien, Katar, Saudi-Arabien

und Indonesien.“ Nachdrücklich weist Russ-

mann darauf hin, dass die „Kleinwaffen-

exporte von Pistolen über Maschinenpistolen

bis hin zu Sturm- und Maschinengewehren

mit 82,63 Millionen Euro einen neuen histo-

rischen Höchstwert erreicht haben. Es wur-

den Ausfuhrgenehmigungen für die beson-

ders problemtischen Drittländer von 42,23

Millionen Euro erteilt“, so Russmann „Auf-

grund langjähriger Recherchen wissen wir,

dass in eben solchen Ländern mit deutschen

Gewehren Massaker und Massenmord verübt

werden. Zudem vereinbarte die von Angela

Merkel und Philipp Rösler geführte Bundes-

regierung mit der algerischen Regierung

unter Führung von Staatschef Bouteflika

Waffenlieferungen im Wert von rund 10 Mil-

liarden Euro, die im Rüstungsexportbericht

2013 nur ansatzweise auftauchen.“
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sollte überwunden und die Anerkennung der

Kriegsdienstverweigerung durchgesetzt wer-

den.

Aus diesem Grund feiert der Internatio-

nale Versöhnungsbund am ersten August-

wochenende 2014: Konstanz 2014 – Hun-

dert Jahre für Gewaltfreiheit. Ab Freitag, 

1. August, umfasst das Programm Seminare

und Workshops u.a. zu Gewaltfreiheit in Ak-

tion (einsprachig mit ad hoc Übersetzung),

Lokale Geschichte des Pazifismus, Direkte

gewaltfreie Aktion, Umgang mit der Ver-

gangenheit und Versöhnung, außerdem zwei

Ausstellungen und ein Konzert.

Kontakt: IFOR Centennial, Reichenaustr. 36

78467 Konstanz, Tina Raddatz, centennial@ifor.org

Tel.: 0 75 31/3 63 39 65 oder 0176/678015 59

Kontakt: Versöhnungsbund e.V., Schwarzer Weg 8

32427 Minden, Tel.: 0571/85 08 75, Fax: -8 29 23 87

vb@versoehnungsbund.de, www.versoehnungsbund.de

. Pax Christi und 
Ohne Rüstung leben

Mehr genehmigt und schneller 
berichtet
Zwei Drittel aller Einzelausfuhrgeneh-
migungen in Drittländer – Historischer
Höchstwert beim Kleinwaffenexport

„Die lobenswerte Schnelligkeit der Veröf-

fentlichung des Rüstungsexportberichts der

schwarz-roten Bundesregierung wiegt die

drei Negativrekorde bei den Einzelaus-

fuhrgenehmigungen, beim Export in Länder

außerhalb von EU und Nato und beim

Kleinwaffenexport nicht auf“, kritisiert

Christine Hoffmann, pax christi-General-

sekretärin und Sprecherin der Kampagne

„Aktion Aufschrei – Stoppt den Waffen-

handel!“ die im Rüstungsexportbericht 2013

veröffentlichte Bilanz schwarz-gelber Waffen-

handelspolitik. „Die SPD hat vor der Bun-

destagswahl eine Wende beim Waffenhandel

versprochen. Wenn die Sozialdemokraten

dieses Versprechen einlösen wollen, muss

Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel jedwede

Genehmigung und den Export von Kriegs-

waffen und sonstigen Rüstungsgütern an

menschenrechtsverletzende Staaten sofort

unterbinden. Da darf auch vor der Rücknah-

me bereits erteilter positiver Bescheide auf

Voranfragen nicht halt gemacht werden“,

forderte Hoffmann. „Die Bundesregierung

täuscht die Öffentlichkeit, wenn sie vorgibt,

den Waffenhandel gesenkt zu haben. De

facto wurden Einzel- und Sammelausfuhren

im Gesamtwert von 8,34 Milliarden Euro

erteilt.“

„Die schwarz-gelbe Bundesregierung hat

2013 den Waffenhandel in den entscheiden-

den Segmenten auf schier unglaubliche Ne-

gativrekorde hochgeschraubt“, erläuterte

Jürgen Grässlin, Sprecher der Bundes-

sprecher der Deutschen Friedensgesellschaft
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume-

nischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o H. H. Willberg

Mühlbachweg 13, D-90559 Burgthann

Tel.: 0 9183/ 95 00 39

Berlin
Oekumenischer Rat Berlin-Brandenburg
Oekumenisch-Missionarisches Institut

Gierkeplatz 2–4, D-10585 Berlin

Tel.: 0 30 / 3 4210 00

Fax: 0 30 / 3 421011

INKOTA
Chrysanthemenstr. 1–3, D-10407 Berlin

Tel.: 0 30 / 4 20 82 02-0

Fax: 0 30 / 4 20 82 02-10

Bremen
Oekumenische Initiative Bremen
in forum Kirche

Holler Allee 75, D-28209 Bremen

Tel.: 04 21 / 3 4615-36

Fax: 04 21 / 3 4615-38

Hamburg
Solidarische Kirche in Nordelbien
Heike Schoon c/o Pauluskirche Altona

Bei der Pauluskirche 1, D-22769 Hamburg

Heike-Schoon@web.de

Hessen
Oekumenisches Netz Nord- und
Osthessen
c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

D-36251 BadHersfeld

Tel.: 0 66 21/62 0186

Fax: 0 66 21/6 56 45

Niedersachsen
Arbeitskreis Konziliarer Prozeß
Hermann de Boer

Am Kirchhofe 4a

D-30952 Ronnenburg

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg

Tel./Fax: 04 41 / 2 48 95 24

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

Referat Konziliarer Prozess

Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer

Tel.: 0 62 32/6715-0

Fax: 0 62 32/6715-67

info@frieden-umwelt-pfalz.de

Rhein-Mosel-Eifel-Hunsrück-Westerwald 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Dominic Kloos

Löhrstr. 51, D-56068 Koblenz

www.oekumenisches-netz.de

Rheinland
Oekumenisches Netz Mittelrhein e.V.
Pfr. Dieter Endemann

Domstr. 62, D-50668 Köln

OekumNetzMittelrhein@t-online.de 

Solidarische Kirche im Rheinland
Kirchliche Bruderschaft
c/o Erika Haugg, Mozartstr. 9

D-45478 Mühlheim a.d. Ruhr 

soki.rheinland@arcor.de

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Am Dom 2

D-39104 Magdeburg

Tel.: 03 91 / 53 46-4 93

Fax: 03 91 / 53 46-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7

D-01067 Dresden

Tel.: 03 51/4 92 33 68

Fax.: 03 51/4 92 33 60

oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe, Heike Koch, Olpe 35 

D-44135 Dortmund

Tel.: 02 31 / 54 09-72

Fax: 02 31 / 54 09-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Geschäftsführer

Graf-Adolf-Str. 61, D-58730 Fröndenberg

Tel.: 0 2373 /176 88 35

muhr-nelson@freenet.de

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12

D-74348 Lauffen am Neckar

Tel.: 0 7133/210 68

Oekumenisches Netz in Deutschland
Pfr. Dieter Endemann

Domstr. 62, D-50668 Köln

OekumNetzMittelrhein@t-online.de 
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